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Flüchtlinge in Thüringen

„Dem Flüchtling wird die Freude der freien Wahl nicht zuteil, weder was die 
geographische noch was die seelische Landschaft betrifft.“ 
Zenta Maurina (1897 - 1978), Schriftstellerin aus Lettland
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Liebe Leserinnen und Leser, 

Deutschland steht vor einer großen Herausforderung, die asylsuchenden Menschen aus Kriegs- und Krisengebieten aufzunehmen. 
Auch der Freistaat Thüringen bleibt davon nicht unberührt. In den Mitgliedsunternehmen der Unfallkasse Thüringen werfen sich viele 
Fragen auf, die die Unternehmen an uns herantragen. Die Kommunen und Städte benötigen dringend Unterstützung und Hilfestellung 
zum Versicherungsschutz, Brandschutz, Infektionsschutz, um nur einige Schwerpunkte zu nennen.  Aus aktuellem Anlass steht die 
erste Ausgabe der INFA 2016 unter dem Thema „Flüchtlinge in Thüringen“. Wir haben für Sie umfassende Informationen zum Ehren-
amt, gesetzlichen Unfallversicherungsschutz, zum Umgang mit schwierigen Situationen im Kundenkontakt und wie Hilfsorganisatio-
nen die Flüchtlingshilfe meistern zusammengestellt. Um die Mitgliedsunternehmen zeitnah zu informieren, reagierten wir mit einem 
Kompaktseminar „Flüchtlingshilfe organisieren“ bereits im Januar 2016 und möchten darauf hinweisen, dass ein Folgeseminar statt-
findet. Bitte schenken Sie auch den Themen Prüfung von Maschinen nach neuer Betriebssicherheitsordnung und dem Rehamanage-
ment Ihre Aufmerksamkeit. Neben der aktuellen Ausgabe des SiBe-Reports haben wir die Prüfungsordnung für Aufsichtspersonen in 
der INFA veröffentlicht.

Gern können Sie sich an uns wenden, wenn Sie weiterführende Informationen benötigen.   

 
Ihr  Redaktionsteam 
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Was ist versichert?
Ehrenamtliche Tätigkeiten können ebenso wie beruf-
liche Tätigkeiten unter den Schutz der gesetzlichen 
Unfallversicherung fallen. Versichert sind nicht nur die 
Tätigkeiten an sich, sondern auch die Wege dorthin 
und zurück nach Hause. Der Versicherungsschutz ist 

11/2015

Versicherungsschutz 
bei der Flüchtlingshilfe

Weitere Informationen gibt es bei der Infoline 
der gesetzlichen Unfall versicherung unter 
0800-6050404, direkt bei der zuständigen 
Unfallkasse oder Berufsgenossenscha�  sowie 
im Internet unter www.dguv.de, Webcode 
d1099493.

Weitere Informationen

Viele Menschen suchen derzeit in Deutschland 
Zuflucht vor Krieg und Gewalt. Ehrenamtliche Helfer-
innen und Helfer spielen für ihre Versorgung und 
Integration eine wichtige Rolle. Diese ehrenamtlich 
Tätigen übernehmen verschiedene Aufgaben – von 
der Organisation der Unterbringung über Sprach-
unter richt bis zu gemeinsamen Veranstaltungen. Wie 
bei beruflichen Tätigkeiten können auch bei diesen 
Arbeiten Unfälle geschehen. Das wir�  bei Kommu-
nen und Organisationen die Frage nach dem Ver-
sicherungsschutz auf. Antworten darauf � nden Sie 
in diesem Infoblatt zur gesetzlichen Unfallversiche-
rung. Es klärt über die Voraussetzungen des Ver-
sicherungsschutzes und Zuständig kei ten auf, stellt 
die Leistungen bei einem Unfall dar und gibt Hin-
weise für die Praxis.

unter Umständen jedoch an bestimmte Vorausset-
zungen geknüp� . Je nach Art und Organisationsform 
des Einsatzes kann zudem eine andere Unfallkasse 
oder Berufs genossenscha�  zuständig sein. Die fol-
gende Liste gibt dazu einen ersten Überblick, bildet 
allerdings nicht alle denkbaren Fallkonstellationen ab.

 Ehrenamtliche Hilfe im Au� rag der Kommune 
→ Unfallkassen
Wenn Kommunen ihren Bürgerinnen, Bürgern oder 
privatrechtlichen Organisationen wie Vereinen Auf-
gaben übertragen, die diese unentgeltlich überneh-
men, sind diese Tätigkeiten versichert – einschließ-
lich der dafür erforderlichen Wege. Auch bei der 
Teilnahme an entsprechenden Fortbildungsmaßnah-
men oder Besprechungen bei der Kommune sind die 
Helfenden versichert, wenn diese in einem inneren 
Zusammen hang mit der übertragenen Aufgabe 
 stehen. Den Versicherungsschutz übernimmt dann 
die jeweils regional zuständige Unfallkasse 
(www.dguv.de, Webcode d1980).
Voraussetzung dafür, dass die Beau� ragung den 
Versicherungsschutz durch die gesetz liche Unfall-
versicherung auslöst, ist, dass die übertragenen 
Aufgaben zum rechtlichen und organisatorischen 
Verant wortungsbereich der Kommune gehören 
(siehe dazu auch Abschnitt „Was ist nicht versichert“). 
Merkmale hierfür sind beispielsweise, wenn die 
Kommune selbst
·  die Tätigkeiten organisiert, überwacht und einteilt, 

also Ort, Zeitpunkt, Art und Umfang der Arbeiten 
wesentlich bestimmt und Einflussmöglichkeiten 
auf die  Helfenden (Weisungsbefugnis) sowie 
Arbeitsmittel hat,

Eine schri� liche Beau�  ragung der einzelnen 
Helfenden ist zwar nicht vorgeschrieben, jedoch 
hilfreich, um umfangreiche Ermittlungen nach 
einem Unfall zu vermeiden. Die Kommune muss 
gegenüber der Unfallkasse bestätigen können, 
welche Personen als Helfenden bestimmte 
kommunale Aufgaben wahrgenommen haben. 
Es ist daher sinnvoll, im Vorfeld eine schri� liche 
Vereinbarung zu schließen. Darin sollte fest-
gehalten sein, zwischen wem die Vereinbarung 
geschlossen wird, welche Aufgaben konkret 
übertragen werden und zu welchem Zeitpunkt 
die Tätigkeiten aufgenommen werden.

Praxistipp: Schri� liche Beau�  ragung

Unter Versicherungsschutz stehen auch Personen, 
die sich als Mitglieder von privaten Organisationen 
(z. B. Vereine) im Au� rag oder mit ausdrücklicher 
Einwilligung bzw. schri� licher Genehmigung der 
Kommune ehrenamtlich in der kommunalen Flücht-
lingshilfe engagieren. Es ist jedoch sinnvoll, im Vor-
feld eine schri� liche Vereinbarung zwischen Kom-
mune und privater Organisation zu schließen, welche 
die beiden Parteien, den Zeitpunkt der Aufnahme der 
Tätigkeiten und die einzelnen konkret übertragenen 
Aufgaben erkennen lässt, damit im Falle eines 
Unfalls eindeutig von der Unfallkasse festgestellt 
werden kann, welche Tätigkeiten versichert sind und 
welche nicht.

Insoweit sind in diesem Rahmen alle Tätigkeiten 
versichert, die im  inneren Zusammenhang mit der 
ehrenamtlichen Tätigkeit stehen, auch Vorberei-
tungshandlungen. Ebenso werden vom Versiche-
rungsschutz die damit verbundenen Wege sowie der 
Weg von der Wohnung zum Ort der Tätigkeit und 
zurück miteinbezogen.

Achtung! Ein Versicherungsschutz über die Unfall-
kasse ist ausgeschlossen, wenn Vereinsmitglieder 
Tätigkeiten außerhalb der vertraglichen Vereinbarun-
gen übernehmen oder sonstige vereinsinterne Arbei-
ten ausüben bzw. an Vereinssitzungen teilnehmen.

Ehrenamtliche Hilfe als Kirchenmitglied in 
Kirchengemeinden → VBG
Für Menschen, die sich innerhalb des organisato-
rischen Verantwortungsbereichs einer Kirchen-
gemeinde einer ö� entlich-rechtlichen Religions-
gemeinscha�  ehrenamtlich für die Flüchtlingshilfe 
enga gieren, besteht gesetzlicher Unfallversiche-
rungsschutz über die Verwaltungs-Berufsgenossen-
scha�  (www.vbg.de).

Ehrenamtliche Hilfe in Hilfeleistungs- oder 
Wohlfahrtsorganisationen 
→ Unfall kassen oder BGW
Ehrenamtlich und hauptamtlich Tätige in Hilfeleis-
tungsunternehmen und Wohlfahrts organisationen 
sind ebenfalls gesetzlich unfallversichert.
 a)  Wer für die Deutsche Lebensrettungsgesell-

scha�  oder die Feuerwehr tätig ist, zählt zu den 
Versicherten der regional zuständigen Unfall-
kassen.

 b)  Wer für Unternehmen des Gesundheitsdienstes 
und der Wohlfahrtspflege (zum Beispiel Vereine 
für Flüchtlingshilfe, Diakonie, AWO, Caritas) 
tätig ist, zählt zu den Versicherten der Berufs-
genossenscha�  für Gesundheitsdienst und 
Wohlfahrtspflege (BGW, www.bgw-online.de). 
Dies gilt auch bei der Tätigkeit für Flüchtlings-
einrichtungen des Arbeiter-Samariter-Bundes, 
der Johanniter und der Malteser. 

 c)  Wer für das Deutsche Rote Kreuz oder das Tech-
nische Hilfswerk tätig ist, zählt zu den Versi-
cherten der Unfallversicherung Bund und Bahn 
(www.uv-bund-bahn.de).

Kommunale Beschä� igte in der Flüchtlingshilfe
→ Unfallkasse oder Dienstherr
Wenn Kommunen ihren Beschä� igten Aufgaben im 
Bereich der kommunalen Integra tionshilfe für Flücht-
linge übertragen, die außerhalb des regulären Auf-
gabenbereichs dieser Angestellten liegen (z.B. Mit-
arbeit in Arbeitskreisen), gilt – wie bei der regulären 
Tätigkeit – der Versicherungsschutz der regional 
zuständigen Unfallkasse. Sofern  ehemalige Be diens-
tete eingesetzt werden, sind diese ebenfalls hier 
versichert. Beamte, mit Anspruch auf Unfallfürsorge 
sind nicht über die Unfallkasse versichert, sondern 
über ihren Dienstherrn.

·  Organisationsmittel (Fahrzeuge, Arbeitsgeräte 
und -kleidung) bereitstellt oder auf andere Weise 
� nanzielle Leistungen erbringt,

·  vertragliche und andere Rechtspflichten unmittel-
bar übernimmt (zum Beispiel die Tätigen in den 
Ha� pflichtversicherungsschutz einbezieht oder sie 
sicherheitstechnisch unterweist),

·  entstehende Aufwendungen (Kostenübernahme 
für spezielle Schulungen) oder ein sonstiges 
wirtscha� liches Risiko übernimmt und nach außen 
hin als Au� rag geberin au� ritt.
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Die Träger der Leistungen nach Asylbewerber-
leistungsgesetz (AsylbLG) können Asyl bewer  be rin-
nen und -bewerber dazu verpflichten, be  stimmte 
Tätigkeiten zu über nehmen, zum Beispiel das 
Reinigen der Gemeinscha  sräume im Wohn-
heim. In diesen Fällen besteht grundsätzlich kein 
Ver sicherungsschutz durch die gesetzliche 
Unfall versicherung. Dies gilt auch für Tätigkeiten 
zur Selbstversorgung. 

Anders sieht es aus, wenn Asylbewerberinnen 
und -bewerber Arbeitsgelegenheiten gemäß § 5 
Absatz 2 AsylbLG bei staatlichen, bei kommuna-
len oder bei gemein nützigen Trägern erhalten und 
dafür eine Aufwandsentschädigung bekommen. 
Bei diesen Tätigkeiten sind sie über den Unfall-
versicherungsträger der Einsatzstelle versichert.

Erleiden Asylbewerber während der Durchfüh-
rung der gemeinnützigen Tätigkeiten  einen Un-
fall, so haben sie Anspruch auf die gleichen 
Leistungen wie andere Versicherte auch. Ausnah-
me: Anders als bei Beschä  igten besteht für die 
Dauer einer Arbeits unfähigkeit kein Anspruch 
auf Entgeltfortzahlung oder Verletztengeld. Nach 
§ 5 Abs. 2 AsylbLG wird durch die Aufnahme 
einer Tätigkeit kein Beschä  igungs verhältnis 
be gründet und die gezahlte Aufwandsentschädi-
gung ist auch kein Arbeitsentgelt im Sinne des 
Gesetzes. Beides ist jedoch Voraussetzung für 
die Zahlung von Verletztengeld.

Flüchtlinge, die im Au  rag der Kommune – auch 
außerhalb der so genannten gemeinnützigen 
Tätigkeiten nach § 5 Abs. 2 AsylbLG – Arbeiten 
übernehmen, zum Beispiel Möbeltransporte, 
sind – wie andere Helfende auch – über die 
zuständige Unfallkasse beitragsfrei und ohne 
Anmeldung gesetzlich unfallversichert.

Der Aufenthaltsstatus hat keinen Einfluss auf 
den Versicherungsschutz in der gesetzlichen 
Unfallversicherung. Ausschlaggebend ist, ob 
diese Personen eine gesetzlich versicherte Tätig-
keit im Inland ausüben. Daher sind Asylbewerbe-
rinnen und -bewerber, die z.B. an einem über die 
Arbeitsagentur geförderten Deutschsprachkurs 
teilnehmen, während der Teilnahme sowie auf 
den Wegen von und zum Kurs über den Bildungs-
träger bei der Berufsgenossenscha   oder Unfall-
kasse gesetzlich unfallversichert.

Was ist, wenn Flüchtlinge selbst tätig werden? Was ist nicht versichert?
Ein allgemeiner Aufruf – zum Beispiel in einem Inter-
view eines Politikers in der Lokalpresse – an die 
Bevölkerung reicht nicht aus, um den Schutz in der 
gesetzlichen Unfallversicherung zu begründen.

Nicht unfallversichert sind zudem Aktivitäten, die die 
Bürgerinnen und Bürger ohne Au  rag der Kommune 
innerhalb ihrer Privatsphäre mit den Flüchtlingen 
durchführen, zum Beispiel private Ausflüge, sport-
liche Aktivitäten, Einladungen zum Essen. Ereignet 
sich hierbei ein Unfall, grei   jedoch der Versiche-
rungsschutz der jeweiligen privaten oder gesetzlichen 
Krankenkasse.

Was tun bei einem Unfall?
Bei einem Arbeits- oder Wegeunfall ist die nächstgele-
gene D-Arzt-Praxis aufzusuchen. Diese „Durchgangs“-
Ärztinnen und -Ärzte sind speziell von der gesetz-
lichen Unfall versicherung für die Behandlung ihrer 
Versicherten zugelassen. Andere Arztpraxen dürfen 
nur dann behandeln, wenn es sich um Bagatellver-
letzungen handelt.

Die nächstgelegene D-Arztpraxis können Sie über 
die Datenbank der DGUV recherchieren. Gehen 
Sie dazu unter www.dguv.de, Webcode d25693 
und klicken Sie  auf „Suche nach Durchgangsarzt 
starten“. Hier können Sie nach Postleitzahl oder 
Ortsname Praxen suchen.

Praxistipp: D-Arztpraxen � nden

Wie bei Beschä  igten muss auch bei ehrenamtlich 
Tätigen eine Unfallmeldung an die zuständige Unfall-
kasse oder Berufsgenossenscha   geschickt werden, 
wenn es zum Unfall kommt. Das entsprechende For-
mular dafür £ nden Sie auf den Internetseiten des für 
Sie zuständigen Unfallversicherungsträgers. Einige 
Versicherungsträger ermög lichen eine Unfallmeldung 
auch online. 

Praxistipp: Namensliste

Wir empfehlen Ihnen,  eine Liste der Helfenden 
anzufertigen, die Name, Anschri   und Geburts-
datum enthält. Bei einem Unfall liegen Ihnen 
dann sofort die Daten für die Erstattung der 
Unfall anzeige vor.

Kontakt
Deutsche Gesetzliche 
Unfallversicherung (DGUV)
Glinkastr. 40
10117 Berlin
Tel.: 030 288763800 (Zentrale)
Fax: 030 288763808
E-Mail: info@dguv.de

Welche Leistungen gibt es?
Bei einem Unfall sorgen Berufsgenossenscha� en 
und Unfallkassen für eine optimale Heilbehandlung 
und Rehabilitation. Sie übernehmen unter anderem 
die Kosten für die ärztliche und zahnärztliche Behand-
lung, für Medikamente, Heil- und Hilfsmittel sowie 
Fahrten zur Arztpraxis. Ausnahmsweise können auch 
beschädigte Hilfsmittel wie  Brillen oder Hörgeräte 
ersetzt werden. Bei schweren Verletzungen kümmert 
sich der gesetzliche Unfallversicherungsträger auch 
um die berufliche und soziale Rehabi lita tion – damit 
die Versicherten wie vor dem Unfall wieder selbstän-
dig am Leben in der Gemeinscha�  teilhaben können. 
Bei bleibenden Körper- und Gesundheitsschäden 
nach einem Unfall zahlt die gesetzliche Unfallversi-
cherung gegebenenfalls eine Rente.

Was kostet der Versicherungsschutz?
Der Versicherungsschutz ist für die ehrenamtlich 
Tätigen kostenfrei. Die Kosten tragen die Kommu-
nen und Organisationen im Rahmen ihrer Beitrags-
zahlung an die Berufs genossenscha� en bezie-
hungsweise Unfallkassen. Eine gesonderte 
Anmeldung der ehrenamtlich Tätigen ist nicht not-
wendig.

Was ist im Arbeitsschutz zu beachten?
Nicht nur für Beschä� igte, sondern auch für alle 
unentgeltlich Helfenden – einschließlich der Asyl-
bewerberinnen und -bewerber beziehungsweise 
Flüchtlinge – gelten Arbeitsschutzvorschri� en, 
wenn sie kommu nale oder andere Aufgaben aus-
führen. Zur Vermeidung  von Unfällen und Gesund-
heitsrisiken berät zum Beispiel die zuständige 
Fachkra�  für Arbeitssicherheit der Kommune oder 
Hilfsorganisation.
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Immer mehr Menschen aus Krisen- und 
Kriegsgebieten kommen auf der Suche 
nach Schutz vor Gewalt und Verfolgung 
nach Deutschland und werden u. a. auch 
in Thüringen aufgenommen. Die Betreuung 
dieser vielen Tausend Menschen stellt die 
Landkreise und jede einzelne Kommune 
vor große Herausforderungen. Die Unfall-
kasse Thüringen (UKT) möchte als zustän-
diger gesetzlicher Unfallversicherungsträger 
bei Fragen zur Prävention und zur Arbeits-
sicherheit beratend zur Seite stehen. Aus 
diesem Grund haben sich die Geschäfts-
führung und die Präventionsabteilung der 
UKT entschlossen, als erste Unfallkasse  in 
Deutschland, eine spezifische Schulung für 
die Verantwortlichen bei der Flüchtlingshil-
fe anzubieten.

In diesem neu entwickelten Kompaktsemi-
nar erhalten die Teilnehmer zum Einstieg 
hilfreiche Informationen zu Haftungsfragen, 
zum Versicherungsschutz und zu Leistungen 

„Flüchtlingshilfe organisieren - Sicherheit 
und Gesundheitsschutz für Ehrenamtliche 
und Mitarbeiter“
Neues Seminar für Verantwortliche in den Landkreisen und 
Kommunen

für Ehrenamtliche und Mitarbeiter. Überneh-
men z.B. freiwillige Helferinnen und Helfer 
Aufgaben, die eigentlich in den Aufgaben-
bereich der Kommunen fallen und werden 
sie im Auftrag der Kommune „wie Beschäf-
tigte“ tätig, so genießen sie auch den Ver-
sicherungsschutz wie ein Beschäftigter der 
Kommune. „Ehrenamtliches Engagement 
ist immer dann gesetzlich unfallversichert, 
wenn die Kommune die organisatorische 
Regie übernimmt“, sagt Renate Müller, Ge-
schäftsführerin der Unfallkasse Thüringen. 
„Das heißt, dass sie für die Einteilung und 
Überwachung der zu erledigenden Aufga-
ben zuständig ist, eine Weisungsbefugnis 
gegenüber den Helferinnen und Helfern hat, 
die Organisationsmittel zur Verfügung stellt, 
das wirtschaftliche Risiko (Kosten) trägt und 
nach außen als Verantwortliche auftritt.“

Im Seminar werden weiterhin Fragen zum 
vorbeugenden Brandschutz und der bauli-
chen Sicherheit geklärt. Welche Vorgaben 

und Möglichkeiten zur Maßnahmenablei-
tung bieten sich z.B. durch die Arbeitsstät-
tenverordnung (ArbStättV) und die Thüringer 
Bauordnung (ThürBO)? Es wird in diesem 
Zusammenhang auch darauf hingewiesen, 
dass betrieblicher Brandschutz auch be-
wusst herbeigeführte Brände berücksich-
tigen muss. Zum systematischen Brand-
schutz gehören bauliche, technische und 
organisatorische Maßnahmen. Informatio-
nen und praktische Hinweise zur sicheren 
Geldauszahlung bzw. dem Geldtransport 
und der Sicherstellung von Hilfe im Notfall 
runden das Thema „Arbeitsplatzgestaltung 
und Arbeitssicherheit“ ab.

Wir besprechen mit den Teilnehmern das 
tatsächliche Gefährdungspotential durch 
Infektionskrankheiten im Zusammenhang 
mit Asylsuchenden und der Flüchtlingshilfe. 
Nach aktuellen Angaben des Robert Koch-
Instituts (RKI) sind Asylsuchende selber 
grundsätzlich durch die gleichen Infekti-

onskrankheiten gefährdet, wie die ansäs-
sige Bevölkerung. Aufgrund der Migration 
unter belastenden Bedingungen, eines mög-
licherweise fehlenden oder unvollständigen 
Impfschutzes und der engen räumlichen Si-
tuationen in den Aufnahmeeinrichtungen 
ist diese Personengruppe jedoch anfälliger 
gegenüber Infektionen. Damit sind die Asyl-
suchenden eher eine gefährdete Gruppe als 
eine, von der für andere eine Gefahr aus-
geht. Das RKI sieht demzufolge derzeit kei-
ne erhöhte Infektionsgefährdung der Allge-
meinbevölkerung durch die Asylsuchenden. 
In dem Seminar betrachten wir, ob und wenn 
ja, welche erhöhte Infektionsgefahren bei 
Ehrenamtlichen und Mitarbeitern der Kom-
munen und Landkreise im Zusammenhang 
mit Asylsuchenden und der Flüchtlingshilfe 
bestehen und diese ggf. reduziert werden 
können.

Ausgehend von diesen genannten Gefähr-
dungen, ist in den jeweiligen Einrichtungen 
immer auch eine Gefährdungsbeurteilung 
zu erstellen. Das Arbeitsschutzgesetz for-
dert die Arbeitgeber auf, für die vorhan-
denen Arbeitsplätze und Tätigkeiten eine 
solche Gefährdungsbeurteilung durchzufüh-
ren. Durch eine systematische Überprüfung 
der vorgestellten Bereiche sind die notwen-
digen Maßnahmen des Arbeits- und Ge-
sundheitsschutzes vor Ort zu ermitteln und 
konsequent umzusetzen. Die Schutzmaß-
nahmen für die Beschäftigten sind auf ihre 
Wirksamkeit zu überprüfen und ggf. auch 

nachzujustieren. Worauf die Verantwortli-
chen dabei achten sollten und wie man z.B. 
Unterweisungen der Mitarbeiter und der eh-
renamtlichen Helfer durchführen könnte, 
erfahren die Teilnehmer zum Abschluss des 
ersten Seminarteiles.

Das Zusammenleben und -arbeiten mit 
Menschen unterschiedlicher Herkunft ge-
hört nicht erst seit der zunehmenden Mi-
gration zu unserem heutigen Alltag. Nicht 
selten birgt dieses Zusammentreffen jedoch 
Missverständnisse, die von den Beteiligten 
nicht gewollt oder nicht erkannt werden. Das 
Bewusstsein für eigene Normen und Werte, 
die kritische Reflexion eigener und fremder 
Handlungsweisen sowie der wertschätzen-
de Umgang für verschiedene Sichtweisen 
hilft, diese Situationen zu erkennen, zu ver-
stehen und zu meistern. Die Seminarteil-
nehmer sollen erfahren, wie individuelle, 
soziale und kulturelle Verschiedenheiten 
und Besonderheiten erkannt und verstan-
den werden können. Wir gehen außerdem 
den Fragen nach, wie die Mitarbeiter der 
kommunalen Einrichtungen mit Stereoty-
pen und Vorurteilen umgehen und wie auf-
tretende Konfliktpotentiale entschärft wer-
den können. 

Im letzten Baustein werden mögliche psy-
chische Belastungen betrachtet, die bei den 
Beschäftigten und den ehrenamtlichen Hel-
fern entstehen können. Dieser Teil des Kom-
paktseminars gehört zum Angebot des Ins-

tituts für Arbeit und Gesundheit in Dresden 
(IAG). Es findet im Rahmen eines Programms 
zur Verbesserung der Arbeitssicherheit von 
Personen statt, die bei ihrer Berufstätig-
keit aufgrund des unmittelbaren Umgangs 
mit Ausländern, die als Flüchtlinge nach 
Deutschland gekommen sind, eine hohe 
Stressbelastung erfahren. Es wird das Phä-
nomen des psychischen Traumas als Folge 
erlebter Extremsituationen angesprochen. 
Außerdem wird auf die schlimmen Folgen 
von Migration und Frustration hingewiesen, 
die sich sowohl in den Reihen der Migran-
ten wie in den Reihen derjenigen ergeben 
können, die in der Flüchtlingshilfe tätig sind, 
wenn es an geeigneten Präventionsmaßnah-
men fehlt. Die Seminarteilnehmer erhalten 
einen Überblick, was sie als Verantwortliche 
in solchen Fällen tun können und sie bekom-
men Informationen zu Psychohygiene und 
zu Distanzierungstechniken in der Praxis.

Während der Veranstaltung erhalten die 
Teilnehmer auch Gelegenheit, sich mit 
anderen Verantwortlichen bei der Flücht-
lingshilfe aus der Region auszutauschen 
und zu vernetzen. Abschließend werden 
die Wünsche und Hinweise der Teilnehmer 
für einen zusätzlichen Informationsbedarf 
zusammengetragen. 

Die UKT bietet am  5. April 2016 im Wald-
hotel Luisenthal ein weiteres Seminar an. 

Flüchtlinge in Thüringen Flüchtlinge in Thüringen
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INFA: Her Brychcy, als Präsident des Ge-
meinde- und Städtebundes stehen Sie vor 
neuen Herausforderungen in der Flücht-
lingspolitik. Nach Angaben des Thüringer 
Migrationsministeriums sind in Thüringen 
ca. 29.600 Flüchtlinge registriert.

Wie stemmen die Kommunen und die Städ-
te die Unterbringung und soziale Betreuung 
der Flüchtlinge?

Michael Brychcy: Im Moment ist die Unter-
bringung gut organisiert. Die Verantwortli-
chen vor Ort haben einen starken Willen 
zu helfen und die Menschen zu integrie-
ren. Doch es wird zunehmend schwerer, 
alle Flüchtlinge mit Wohnraum zu versor-
gen und dem noch kommenden großen An-
sturm an Menschen gerecht zu werden. Im 
ländlichen Raum fehlt es an Wohnungska-
pazität. Auf der einen Seite wollen wir die 
Flüchtlinge gleichmäßig verteilen, auf der 

Die UKT im Gespräch mit Michael Brychcy zur 
Flüchtlingspolitik in Thüringen  
„Für die ehrenamtliche Hilfe möchte ich meine Hochachtung, 
Wertschätzung und meinen Dank aussprechen.“  

anderen Seite mangelt es an geeigneten 
Objekten. Besonders kritisch ist die Unter-
bringung der Flüchtlinge in den Turnhallen. 
Wir blockieren damit unsere eigene Infra-
struktur. Für die Schülerinnen und Schüler 
fällt der Sportunterricht aus und die Vereine 
müssen ihre sportlichen Aktivitäten einstel-
len. Damit entsteht ein erhebliches Konflikt-
potential, denn wie sollen nun Eltern und 
Mitglieder der Vereine überzeugt werden 
Integration zu leben. 

INFA: Mit welchen Problemen treten die 
Bürgermeisterinnen und Bürgermeister an 
Sie heran?

Michael Brychcy: Das größte Problem sind 
die Unterkünfte und die Finanzierung der 
Unterkünfte. Wir benötigen ein finanzielles 
Budget, um in Infrastrukturen zu investieren. 

Mittlerweile sind die Kindertagesstätten an 
ihren Grenzen und können keine zusätzli-
chen Kinder mehr aufnehmen. In den Schu-
len fehlt es an Lehrern, um u.a  den Sprach-
unterricht anzubieten. Vor ca. fünf Jahren 
haben wir in Thüringen Schulen geschlos-
sen und zusammengelegt. Heute stehen wir 
vor einer anderen Situation. Wir benötigen 
Schulen, Kindergärten, öffentliche Sicher-
heit sowie Ordnung und eine stabile Finan-
zierung.  Denn in der nächsten Zeit wird sich 
die Situation erheblich zuspitzen. Das Asyl-
verfahren wird vielen Menschen eine Blei-
be in unserem Land ermöglichen und dafür 
müssen wir geeignete Strukturen schaffen. 

INFA: Können Sie etwas zu den Kosten 
sagen, die für die Kommunen und Städte 
entstehen und wie Sie eine Refinanzierung 
planen?   

Michael Brychcy: Die Finanzierung der 
Flüchtlinge ist nicht die Aufgabe der Land-
kreise und Kommunen. Es ist die Haupt-
aufgabe des Bundes. Der Bund muss da-
für Sorge tragen, dass die Kommunen und 
Städte zu 100 Prozent die finanziellen Mittel 
erhalten. Aktuell ringen wir mit der Landes-
regierung um die Kosten für unbekleidete 
Flüchtlinge und Flüchtlinge nach dem Ju-
gendhilfegesetz. Die Sozial- und Jugendhil-
fekosten sind drastisch angestiegen. Da das 
Geld vom Bund nicht ausreicht, treten die 
Kommunen in Vorleistung. Z.B. werden Woh-
nungen angemietet und Verträge geschlos-
sen. Eine Refinanzierung in dieser Form gibt 
es leider nicht. Wir sind bestrebt, den Anteil 
für die Kommunen und Städte so gering wie 
möglich zu halten. Zu diesem Thema ist der 
kommunale Spitzenverband im ständigen 
Dialog mit dem Land. Auf keinen Fall darf 
z.B. eine Stadt oder Kommune den Ver-

Flüchtlinge in Thüringen Flüchtlinge in Thüringen

einszuschuss kürzen, um die Flüchtlings-
hilfe zu finanzieren. Wir versuchen solche 
Dinge auszuschließen. 

INFA: Welche Rolle spielt die ehrenamtliche 
Hilfe der Thüringer Bürgerinnen und Bürger?

Michael Brychcy: Ohne das ehrenamtliche 
Engagement könnten wir die Flüchtlingspro-
blematik nicht schultern. Als sehr positiv 
nehme ich wahr, dass viele Deutsche eng 
zusammen stehen und ihre Hilfe anbieten.  
Wohlfahrtsverbände, Sozialverbände und 
die Kirchen bilden dabei die tragenden Säu-
len. Ohne diese ehrenamtliche Hilfe ist es 
nicht möglich, die Flüchtlingsproblematik zu 
bewältigen. Dafür möchte ich meine Hoch-
achtung, Wertschätzung und meinen Dank 
aussprechen.   

INFA: Wie stellen Sie sich persönlich Inte-
gration vor?

Michael Brychcy: Die wichtigste Grundvor-
aussetzung ist das Interesse für unser Land. 
Die neuen Bürger müssen lernen, die deut-
sche Kultur zu akzeptieren. Sie müssen re-
spektieren, dass in unserer Gesellschafts-
form Frauen und Männer gleichberechtigt 
sind. Ich persönlich stelle mir vor, dass die 
Menschen nicht nur unsere Hilfe als selbst-
verständlich annehmen, sondern sich in un-
sere Kultur einbringen. Um das zu erreichen, 
sollten wir auf die Menschen zugehen und 
sie behandeln wie jeden anderen Bürger in 
unserem Land. Wir sollten sie begeistern 
können und dabei spielt die Sprache eine 
entscheidende Rolle. Es ist ein Prozess in 
dem jeder Einzelne gefragt ist.   

INFA: Was wünschen Sie sich von der Re-
gierung?

Michael Brychcy: Von der Regierung wün-
sche ich mir eine offene und transparente 
Kommunikation. Die Politik sehe ich ganz 
klar in der Verantwortung, den Bürgerinnen 
und Bürgern die Angst vor der neuen Kultur 
zu nehmen. 

Michael Brychcy ist Präsident des  Gemeinde- und Städtebundes Thüringen. Der Interessenver-
band wurde im März 1990 gegründet, um die Interessen der Gemeinden und Städte zu wahren. Im 
Freistaat Thüringen gibt es derzeit 849 Gemeinden und Städte sowie 69 Verwaltungsgemeinschaf-
ten.
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Das Jahr 2015 liegt längst hinter uns und 
dennoch sind der große, seit dem Frühjahr 
stetig ansteigende Flüchtlingsstrom und 
die damit verbundenden Veränderungen 
nach wie vor aktuell. Denn weiterhin kom-
men Flüchtlinge nach Deutschland und ein 
Ende ist im Moment kaum absehbar. 

Seit dem 1. Januar 2015 wurden insgesamt 
1.114.171 ankommende Kinder, Frauen und 
Männer als Flüchtlinge in Deutschland regis-
triert (Quelle: Thür. LVwA / Stand 08. Januar 
2016). Die in der Bundesrepublik ankom-
menden Flüchtlinge werden entsprechend 
dem Anteil der in einem Bundesland leben-
den Menschen an der Gesamtbevölkerung 
der Bundesrepublik Deutschland (nach dem 
sog. Königsteiner Schlüssel)  auf die Bun-
desländer verteilt. Für den Freistaat Thürin-
gen bedeutet das, dass das Bundesland seit 
dem 1. Januar 2015 bis zum genannten Stich-
tag 30.852 Flüchtlinge (2,73 Prozent) aufge-
nommen hat und für deren Unterbringung 
und Versorgung vollumfänglich die Verant-
wortung trägt.

Die Unterbringung der Flüchtlinge erfolgt 
im Regelfall in so genannten Erstaufnahme-
einrichtungen (EAE) und in Gemeinschafts-
unterkünften (GU) sowie dezentral. Einen 
Sonderfall bilden unbegleitete minderjäh-
rige Flüchtlinge. Diese sind gemäß 8. Teil 
Sozialgesetzbuch (SGB VIII) anfangs in spe-
ziellen Clearingeinrichtungen und später in 
Wohngruppen unterzubringen und durch 
Fachkräfte bedarfsgerecht zu betreuen. 

Im Folgenden soll der Fokus auf den Bereich 
EAE gelegt werden:

Als Bundesland der Bundesrepublik Deutsch-
land trägt der Freistaat Thüringen gemäß § 
44 Asylverfahrensgesetz (AsylVfG)  unmittel-
bar Verantwortung für die Unterbringung von 
Flüchtlingen in  Erstaufnahmeeinrichtungen 
(EAE). Es besteht die Pflicht zur Schaffung 
und Unterhaltung von EAE. Flüchtlinge „sind 
verpflichtet, bis zu sechs Wochen, längstens 
jedoch bis zu sechs Monaten, in der für ihre 
Aufnahme zuständigen Aufnahmeeinrich-
tung zu wohnen“ (vgl. § 47 Abs. 1 AsylVfG).

Flüchtlingshilfe der Hilfsorganisationen in 
Thüringen am Beispiel DRK

Bis zum Stichtag wurden für die Unterbrin-
gung ankommender Flüchtlinge in Thü-
ringen 11 EAE geschaffen, von denen eine 
(Messe-Erfurt) bereits wieder geschlossen 
worden ist. Betreiber der Einrichtungen ist 
der Freistaat selbst. Er ist Eigentümer bzw. 
Mieter der Einrichtungen sowie Vertragspart-
ner der in den oder für die Einrichtungen täti-
gen Unternehmen, wie zum Beispiel Caterer 
und Reinigungsunternehmen. 

EAE	 Kapazität	 Soziale 
		  Betreuung

Eisenberg 	 450	 DRK

Suhl 	 1254	 DRK/ASB

Ohrdruf	 800	 DRK

Gotha BZ	 150	 Freistaat Thür.

Gotha Praktiker	 450	 DRK

Bad Lobenstein	 180	 DRK

Mühlhausen 	 500	 Ökom. Klinikum

Hermsdorf	 480	 DRK

Gera Liebschwitz	 100	 DRK

Gera Ernsee	 1447	 DRK

GESAMT	 5811	  

(zum 11.01.2016 bestehende EAE in Thüringen) 

Die in den Thüringer Regionen in die Katas-
trophenhilfe eingebundenen DRK-Kreisver-
bände wurden für acht der bestehenden 10 
EAE mit der sozialen Betreuung von Flücht-
lingen beauftragt. Ebenso in der bereits wie-
der geschlossenen EAE auf dem Erfurter 
Messegelände.

Die soziale Betreuung durch DRK-Kräfte um-
fasst folgende Aufgaben:

Unterstützung staatlicher Stellen bei der 
Aufnahme ankommender Flüchtlinge in 
der EAE. 

Milderung der Folgen der Flucht aus 
dem Herkunftsland und des persönli-
chen Schicksals.

Unterstützung bei der Sicherung der ge-
sundheitlichen und hygienischen Grund-
versorgung.

Unterstützung bei der Organisation des 
täglichen Lebens, Unterstützung bei der 
Gestaltung des Zusammenlebens der Be-
wohner der EAE.

Psychosoziale Unterstützung spezifiziert 
nach Alters- und Geschlechtsgruppen.

Einzelfallbezogene Unterstützung und 
Krisenintervention sowie ggf. Vermitt-
lung an spezielle Beratungs- und Hilfs-
angebote.

Unterstützung bei der Eingewöhnung in 
eine veränderte Lebensweise.

Förderung von Selbsthilfeaktivitäten. 

Förderung gegenseitigen Verständnisses, 
Achtung und Akzeptanz. 

Neben der sozialen Betreuung von Flücht-
lingen ist das DRK in zwei der Thüringer EAE 
mit der medizinischen Betreuung betraut. 

Für die Betreuung von Flüchtlingen in EAE 
werden Helfer eingesetzt, bei denen unter-
schieden wird zwischen:

- hauptamtlichen DRK-Mitarbeitern,

- ehrenamtlichen DRK-Helfern,

- ungebundenen ehrenamtlichen Helfern.

Bei hauptamtlichen DRK-Helfern handelt 
es sich um Personen, die sich aufgrund ih-
rer Ausbildung oder ihrer Berufserfahrung 
für die Arbeit mit Flüchtlingen innerhalb ei-
ner EAE eignen und mit dem zuständigen 
DRK-Kreisverband ein Arbeitsverhältnis 
vertraglich vereinbart haben. Eine Abfra-
ge bei den Thüringer DRK-Kreisverbänden 
im 4. Quartal 2015 ergab, dass infolge des 
Flüchtlingsstroms 2015 im gesamten DRK-

Thüringen etwa 110 Stellen neu geschaffen 
wurden. Der überwiegende Teil der Stellen 
konnte mit Fachkräften, wie z.B. Sozialpä-
dagogen, besetzt werden. Ein geringer Teil 
wurde mit in der Sozialarbeit erfahrenen 
Personen besetzt.

Unter den in der Flüchtlingsarbeit eingesetz-
ten ehrenamtlichen DRK-Helfern sind Perso-
nen zu verstehen, die sich bereits ehrenamt-
lich in einer der Gemeinschaften des DRK 
engagieren. Für den Einsatz in der Flücht-
lingsarbeit empfiehlt das DRK-Thüringen als 
Mindestqualifikation die Helfergrundausbil-
dung. Die Module der DRK-Helfergrundaus-
bildung stehen am Anfang einer jeden Tätig-
keit im Roten Kreuz. Sie zeigen dem Helfer 
die Multifunktionalität der DRK-Einsatzein-
heiten und dienen zum Aufbau weitreichen-
der Fähigkeiten im Katastrophenschutz. Die 
Zahl der in der Flüchtlingsbetreuung einge-
setzten ehrenamtlichen DRK-Helfer variiert 
täglich. Im Durchschnitt  sind täglich etwa 
40 ehrenamtliche DRK-Helfer in der Flücht-
lingsarbeit engagiert.

Ganz sicher erinnert sich jeder an die große 
Welle der Hilfsbereitschaft in der Bevölke-
rung, die mit dem ansteigenden Flüchtlings-
strom allerorts aufkam und bis heute anhält. 
Viele Bürgerinnen und Bürger bieten spon-
tan an, sich persönlich in der Flüchtlingsar-

beit zu engagieren, zunächst jedoch ohne 
die Mitgliedschaft in einer Hilfsorganisation 
anzustreben. Jene Freiwilligen werden als 
ungebundene freiwillige Helfer bezeichnet. 
Viele ungebundene freiwillige Helferinnen 
und Helfer bringen Qualifikationen mit, die 
dringend benötigt werden. Ein Phänomen 
das bereits schon zum Hochwasser 2013 zu 
beobachten war und die Hilfsorganisationen 
bereits seit längerem beschäftigt. Ungebun-
dene Helfer sind wichtig, werden benötigt 
und ihre große Hilfsbereitschaft sollte in 
der Flüchtlingsarbeit genutzt werden. Ne-
ben der Flüchtlingsbetreuung werden un-
gebundene Helfer auch für Tätigkeiten in 
DRK-Kleiderkammern eingesetzt. Genaue 
Zahlen zum Einsatz ungebundener Helfer 
stehen für Thüringen derzeit jedoch nicht 
zur Verfügung. 

 Sowohl hauptamtliche Mitarbeiter als auch 
ehrenamtlich Helfer sind bei Tätigkeiten in 
einer EAE unterschiedlichen Gefahren aus-
gesetzt. Hier kann unterschieden werden 
zwischen Unfallgefahren, die sich norma-
lerweise in einem lebenswirklichen Kontext 
ergeben sowie besonderen Gefahren, wie 
sie aus der Tätigkeit in einer EAE resultie-
ren können. Üblichen Unfallgefahren wird 
insbesondere durch die Einhaltung von Un-
fallverhütungsvorschriften und Belehrun-
gen begegnet, die für Einrichtungen wie EAE 

gelten. Gleiches gilt für Vorschriften für den 
Einsatz im Katastrophenschutz, wie z.B. das 
Tragen der persönlichen Schutzausrüstung. 

Andererseits stellt sich die Frage nach ei-
nem angemessenen Unfallschutz für jeden 
Einzelnen, der sich in der Flüchtlingshilfe 
engagiert.

 Hauptamtliche Mitarbeiter des DRK in Thü-
ringen genießen abhängig vom vertraglich 
gestalteten Arbeitsverhältnis Unfallschutz 
über die „Unfallkasse Bund und Bahn“ oder 
die „Berufsgenossenschaft Gesundheits-
dienst und Wohlfahrtspflege“. 

 Das SGB VII zur Gesetzlichen Unfallver-
sicherung regelt in §2 Abs. 1, Satz 12 die 
Unfallversicherung ehrenamtlicher Kräfte 
im Bevölkerungsschutz. Nach der vorherr-
schenden Rechtsauffassung sind auch Pri-
vatpersonen, die spontan Hilfe leisten und 
keiner Einsatzorganisation angehören, un-
fallversichert. Geregelt ist dies in SGB VII §2, 
Satz 13. Um dem Sicherheit zu geben, räumt 
das Rote Kreuz den freiwilligen Helferinnen 
und Helfern die Möglichkeit ein, durch eine 
Registrierung als DRK-Mitglieder (zumindest 
für die Zeit des Einsatzes) kostenfrei eine 
Unfallversicherung zu erwerben.
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Als besondere Gefahren müssen Infekti-
onsrisiken gelten, die sich während einer 
Tätigkeit in einer EAE bzw. aus der Arbeit 
mit Flüchtlingen ergeben können, da die-
se zuvor häufig unter mangelhaften hygi-
enischen Bedingungen und ohne medi-
zinische Versorgung leben mussten. Die 
Deutsche Gesetzliche Unfallversicherung/
Unfallkasse Baden-Württemberg wies be-
reits in ihrem Infoblatt Nr. 09 des Sachge-
bietes „Feuerwehren und Hilfeleistungsor-
ganisationen“ auf das Thema „Vermeidung 
von Infektionsgefahren für Einsatzkräfte von 
Feuerwehren und Hilfeleistungsorganisati-
onen beim Umgang mit asylsuchenden Per-
sonen“ ausführlich hin und zeigt darin Wege 
zur Vermeidung von Gefahren auf. Danach 
ist insbesondere auf einen aktuellen und 
ausreichenden Impfschutz zu achten, wobei 
die Helfer ausdrücklich darauf hinzuweisen 
sind. Des Weiteren wird auch hier das Tragen 
persönlicher Schutzausrüstung sowie die 
Einhaltung von Hygieneregeln angemahnt. 

Nachdem es unter den eingetroffenen Asyl-
suchenden vereinzelt zum Auftreten von sel-
tenen, für Deutschland ungewöhnlichen Er-
krankungen kam, wies DRK-Bundesarzt Prof. 
Dr. Sefrin im Oktober 2015 auf tatsächliche 
Infektionsrisiken hin und sensibilisierte die 
DRK-Kräfte noch einmal für das Thema. Ins-
besondere verwies der DRK-Bundesarzt auf 
eine Zusammenstellung des Robert-Koch-
Instituts (RKI), die Ausführungen und Über-
sichten zur Verfügung stellt, die spezifische 
Erkrankungen nach Herkunftsland, Symp-
tomen und Inkubationszeit enthalten. Des 
Weiteren gibt das RKI darin Hinweise zu In-
fektionsweg, Ausbreitungsrisiko und Mel-
depflicht (vgl. RKI, Epidemiologisches Bul-
letin: Aktuelle Daten und Informationen zu 
Infektionskrankheiten und Public Health, 
Nr. 38, 21.09.2015). 

Eine weitere Gefahr birgt der Einsatz von 
Helfern in der Flüchtlingsarbeit durch die 
außerordentlich große psychische Belas-
tung. Oft ist es für den einzelnen Helfer nicht 

Flüchtlingshilfe der Hilfsorganisationen in 
Thüringen am Beispiel DRK

„Meine Arbeit ist super – wenn nur die Kun-
den nicht wären“ 

Die gesetzliche Unfallversicherung in 
Deutschland beschäftigt sich seit ihrem 
Bestehen mit zwei elementaren Fragen:

1. Welchen gesundheitlichen Risiken 
sind Beschäftigte an ihren Arbeitsplät-
zen ausgesetzt?

2. Unter welchen Umständen kann Arbeit 
krank machen?

Diese Fragestellungen treten stets unter 
sich verändernden gesellschaftlichen, 
wirtschaftlichen und technischen Bedin-
gungen auf und erheben den berechtigten 
Anspruch, passende Antworten zu finden. In 
jüngster Zeit erfahren psychische Belastun-
gen bei der Arbeit erhöhte Aufmerksamkeit. 
Insbesondere die Folgen der daraus entste-
henden psychischen Fehlbeanspruchung  
wie Stress, emotionale Erschöpfung, De-
pression oder andere psychische Störungen 
stehen im Mittelpunkt. Sie erzeugen einer-
seits großes Leid bei den Betroffenen, sind 
aber andererseits ebenfalls eine erhebliche 
Belastung für die Unternehmen und letztlich 
für die gesamte Volkswirtschaft.

Aktuellen Studien zufolge, werden von 
Beschäftigten in Deutschland als auslö-
sende Faktoren der genannten Folgen am 
häufigsten eine große Arbeitsmenge, un-
vorhersehbare Unterbrechungen, hohe 
Verantwortung, hoher Zeitdruck, fehlende 
Wertschätzung oder geringer Handlungs-
spielraum angeführt. An Arbeitsplätzen 
mit Kundenkontakt kommen neben den 
beschriebenen Einflüssen einige weitere 
Belastungsfaktoren hinzu: Emotionsarbeit 
und Gewalt am Arbeitsplatz. Letzteres kann 
sowohl zwischen Kunden/Klienten/Patien-
ten und Beschäftigten als auch zwischen 
den Beschäftigten selbst auftreten. 

Die Auswertungen von Statistiken der Un-
fallversicherungsträger zeigen: Banken und 

Arbeitsbelastungen und Bedrohungen an  
Arbeitsplätzen mit Kundenkontakt  
Aufbau einer effektiven Gewaltprävention zum Schutz der
Beschäftigten vor Übergriffen und Verbesserung der Ar-
beitssicherheit

Sparkassen, Bahnbetriebe, öffentliche Ver-
waltungen und Einrichtungen des Gesund-
heitswesens haben im Vergleich zu anderen 
Branchen bis zu einem Viertel häufiger Ge-
walt oder psychisch belastende Ereignisse 
als Unfallursache. 

Mit dem Projekt „abba – Arbeitsbelastungen 
und Bedrohungen in Arbeitsgemeinschaften 
nach Hartz IV“ widmete sich die gesetzli-
che Unfallversicherung bereits in den Jahren 
2008 bis 2010 den besonderen Arbeitsbe-
dingungen in den Jobcentern. Ziel des Pro-
jektes war es, geeignete Präventionsmaß-
nahmen zu ermitteln und zu erproben, die 
die Arbeitsbelastungen der Beschäftigten 
verringern können. Im Ergebnis sind vielfäl-
tige Beispiele guter Praxis entstanden, die 
zu mehr Sicherheit und Gesundheit in den 
Jobcentern beigetragen haben. 

Im Folgenden sollen einige dieser Maßnah-
men vorgestellt und mögliche Schritte auf-

gezeigt werden, wie Behörden und Betrie-
be eigene Veränderungsprozesse begleiten 
und gestalten können.

Ob im Jobcenter, am Kassenschalter oder im 
Finanzamt: Der Kontakt zu Kunden ist eine 
besondere Arbeitstätigkeit. Sie birgt einiges 
an Stresspotenzial. Die eigenen Gefühle im 
Griff zu haben („Bitte lächeln!“, „Der Kun-
de hat immer Recht!“) oder mit Mängeln in 
der Führung zurechtzukommen, reicht nicht. 
Manchmal wird es sogar richtig heikel und 
es kommt zu Übergriffen. Das belastet die 
Mitarbeiter sehr und macht sie krank. Doch 
ohne Kunden geht es nicht. 

Da ist es gut zu wissen, dass man etwas ge-
gen die Überlastung im Job und auch gegen 
Gewalt durch Kunden tun kann. 

Gewalt ist ein äußeres Verhalten von Per-
sonen, das sich gegen Menschen, Objek-
te oder Systeme richtet, um diesen physi-

möglich, dass Erlebte ohne Hilfe zu verar-
beiten. Stress, Hektik und starke körperli-
che Inanspruchnahme sind nur eine Seite 
der Flüchtlingsarbeit. Die Gegenwärtigkeit 
von Not und Elend sowie der persönliche 
Kontakt zu traumatisierten Menschen, die 
Schreckliches erlebt haben, ist eine ganz an-
dere Seite der Flüchtlingsarbeit. Um Proble-
men von DRK-Helfern nach einem belasten-
den Einsatz adäquat begegnen zu können 
und Anregungen zur Selbsthilfe zu geben, 
wurden durch das DRK-Generalsekretariat 
Handlungsempfehlungen zur Psychosozia-
len Notfallversorgung (PSNV) von Führungs- 
und Einsatzkräften gegeben. Ein bereits aus-
gearbeitetes Rahmenkonzept-PSNV wurde 
ebenfalls zur Verfügung gestellt. Als unter 
den Helfern ein Bedarf an Hilfsangeboten 
offenbar wurde, benannte der DRK-Landes-
verband unverzüglich Ansprechpartner.

Der Flüchtlingsstrom bedeutet gleicherma-
ßen für Staat und Gesellschaft wie auch für 
die Hilfsorganisationen eine außerordentli-
che Herausforderung. Im vergangenen Jahr 
hat sich eindrucksvoll gezeigt, welche enor-
me Bedeutung Hilfsorganisationen wie das 
Deutsche Rote Kreuz für Staat und Gesell-
schaft nach wie vor haben. Der Staat war 
nicht in der Lage, mit eigenen Kräften auf 
den Flüchtlingsstrom unmittelbar und ange-
messen zu reagieren. Ohne die vielen ehren-
amtlichen Helfer der Thüringer Hilfsorgani-
sationen wäre die Flüchtlingsnothilfe nicht 
machbar gewesen. Die Katastrophenschut-
zausbildung der ehrenamtlichen Helfer hat 
sich als sinnvoll, zweckmäßig und geeignet 
erwiesen für einen Hilfseinsatz, wie er wohl 
kaum herausfordernder hätte sein können. 

Für das DRK-Thüringen ist festzustellen, 
dass die ehrenamtlichen und hauptamtli-
chen DRK-Helfer aufgrund jahrelanger Vor-
bereitung, und das oft unter Aufopferung 
tausender Stunden Freizeit, und der Struktu-
ren des Roten Kreuzes in Thüringen sehr gut 
auf diese Aufgabe vorbereitet waren. Viele 
Aufgaben wurden gut und sehr gut gemeis-
tert. Gleichwohl werden in die künftige Ka-
tastrophenschutzausbildung die Erfahrun-
gen der letzten Monate einfließen müssen, 
um auch in Zukunft gut vorbereitet zu sein. 

Dirk Bley  
DRK-Landesverband Thüringen 
Telefon 0361 3440 119   
E-Mail:dirk.bley@lv-thueringen
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schen, psychischen oder sozialen Schaden 
zuzufügen. Zur Gewalt am Arbeitsplatz 
zählen alle Vorkommnisse, bei denen Be-
schäftigte in Situationen, die einen Bezug 
zu ihrer Arbeit haben, verbal, physisch oder 
psychisch angegriffen werden, was zu ei-
ner Beeinträchtigung bzw. Schädigung ih-
rer Gesundheit, ihrer Sicherheit oder ihres 
Wohlbefindens führt.

Oftmals löst das spätere Opfer die Aggres-
sionen sogar – unbewusst – selbst aus. 
Gerade im Kundenverkehr können solche 
unbeabsichtigten Aggressionsverstärker 
seitens der Mitarbeiterinnen und Mitar-
beiter beobachtet werden („Das habe ich 
ihnen doch schon fünf Mal erklärt“, „Verste-
hen sie das denn nicht?“), die beim Täter zu 
einer Steigerung von Wut und Aggression 
bis hin zum Übergriff führen. Solche Sze-
nen spielen sich insbesondere in Sozial-, 
Ausländer- und Arbeitsverwaltungen ab, da 
die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter hier 
die „strukturelle Gewalt“ der Sozialgesetz-
gebung vertreten und aufgrund der rigiden 
Gesetzesauslegung oft kaum Möglichkeiten 
für „Verhandlungen“ bestehen (Manz und 
Hetmeier, 2010). Die Folgen von Gewalter-
eignissen am Arbeitsplatz sind nicht zu ver-
nachlässigen (siehe Tabelle 1). Sie müssen 
den verantwortlichen Führungskräften vor 
Augen geführt werden, damit ein wirksamer 
Schutz der Beschäftigten erreicht werden 
kann.

Basierend auf den Analyseergebnissen des 
Projekts „abba“ konnten vielfältige techni-
sche, organisatorische und personenbezo-
gene Präventionsmaßnahmen entwickelt 
und auch umgesetzt werden. Insbesondere 
zu drei Aspekten konnten wichtige Erkennt-
nisse gewonnen und nachhaltige Erfolge 
erreicht werden:

1. Aufbau einer effektiven Gewaltprävention 
zum Schutz der Beschäftigten vor Übergrif-
fen und Bedrohungen 

Das Projekt „abba“ lieferte erstmalig objek-
tive Zahlen zum Übergriffsgeschehen in den 
ARGEn. So konnte nachgewiesen werden, 
dass die Beschäftigten an ihren Arbeitsplät-
zen verschiedenen Formen der Gewalt aus-
gesetzt sind. Als besonders problematisch 
sind in diesem Zusammenhang die Alarmie-
rungsmöglichkeiten, die Fluchtmöglichkei-
ten aus den Büros sowie das Flächenma-
nagement bezüglich Größe und Gestaltung 
der Arbeitsplätze anzusehen. Das damali-
ge Alarmierungssystem und die damit ver-
bundenen Verhaltensanweisungen für die 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter wurden 
den Anforderungen in bestimmten Notfällen 
nicht gerecht. Die Einführung eines der Ge-
fährdungslage angepassten (zweistufigen) 
Alarmierungssystems sowie bauliche Maß-
nahmen zur Sicherung von Fluchtmöglich-
keiten aus den Büros sind dringliche For-
derungen, die sich aus dem „abba“-Projekt 
ergeben haben.

Viele Standorte sind lediglich auf den Not-
fall „Brand“ vorbereitet. Zu einem erfolg-
reichen Notfallmanagement gehört neben 
einer funktionierenden Notfallorganisati-
on und konkreten Verhaltensanweisungen 
auch ein Nachsorgekonzept für den Fall 
traumatischer Ereignisse. Diese Nachsor-
gekonzepte beinhalten zum Beispiel Verfah-
rensabläufe zur Meldung von Straftaten und 
Unfällen, Schulungen von Führungskräften 
zu Straftatbeständen und zum Umgang mit 
psychischen Störungen und Erkrankungen, 
die Ausbildung von psychologischen Erst-
betreuern sowie die Vernetzung zu Experten 
der Unfallversicherungsträger.

2. Verbesserung der Organisation des Ar-
beits- und Gesundheitsschutzes

Bei den Begehungen konnten strukturelle 
Defizite und Mängel in der Umsetzung von 
Arbeitsschutzvorschriften aufgezeigt wer-
den. Dazu zählen z.B. unklare Zuständig-
keiten bei der Organisation der Ersten Hilfe, 
der arbeitsmedizinischen Vorsorge und der 
Prüfung von elektrischen Betriebsmitteln. 
Auch ein Arbeitsschutzausschuss war nicht 
immer vorhanden oder wurde nur unregel-
mäßig durchgeführt.

Durch die Begehungen und die Diskussio-
nen in den Steuerungs- und Arbeitskreisen 
haben Arbeitssicherheit und Gesundheits-
schutz bei den Verantwortlichen in den AR-
GEn einen neuen, höheren Stellenwert er-
halten. Als wichtige Aufgaben stehen unter 
anderem die Pflichtenübertragung der Auf-
gaben im Arbeits- und Gesundheitsschutz, 
die Sicherstellung der sicherheitstechni-
schen und arbeitsmedizinischen Betreu-
ung, die umfassende Gefährdungsbeurtei-
lung für alle Arbeitsplätze/ -bereiche und 
die regelmäßige Unterweisung der Beschäf-
tigten an. 

Eine Maßnahme, die noch zu selten ergriffen 
wird, ist das Angebot psychosozialer Un-
terstützung für die Beschäftigten. Denn, 
die Tätigkeit in den ARGEn und vergleich-

baren Verwaltungen ist Emotionsarbeit. Psy-
chosoziale Unterstützung, zum Beispiel in 
Form von Supervision, Mitarbeiterberatung, 
Stressbewältigung oder Coaching, sind bis-
her aber eher die Ausnahme

3. Reduzierung der Arbeitsbelastung

Die Beschäftigten der beteiligten Einrich-
tungen sind insgesamt vielfältigen psychi-
schen Belastungen ausgesetzt. Besonders 
stark wirken sich die hohen quantitativen 
und emotionalen Anforderungen, die feh-
lenden Entwicklungsmöglichkeiten und die 
geringe Verbundenheit mit dem Arbeitsplatz 
auf die gemessenen Beanspruchungsfolgen 
aus. Dazu zählen emotionale Erschöpfung, 
körperliche und psychische Symptome so-
wie die Arbeitszufriedenheit. Daher sind 
massive Anstrengungen notwendig, um die 
Beschäftigten langfristig zu entlasten und 
die Arbeitsbedingungen gesundheitsförder-
licher zu gestalten. Die ermittelten Ressour-
cen bei der Arbeit wie eine gute Qualität 
der Führung, eine gute bis sehr gute soziale 
Unterstützung am Arbeitsplatz und ein ent-
sprechend positives Gemeinschaftsgefühl 
gilt es auch zukünftig zu fördern.

Aufgrund dieser Erkenntnisse und einer ver-
tiefenden Analyse im Rahmen von Beschäf-
tigten- und Führungskräftezirkeln konnte 
eine Vielzahl von Verbesserungspotenzia-
len in der Arbeitsorganisation, in der Perso-
nalführung, in der Personalentwicklung, im 
Betriebsklima und im persönlichen Verhal-
ten der Beschäftigten aufgezeigt und zum 
Teil auch umgesetzt werden. Als besonders 
wirksam haben sich dabei folgende Maß-
nahmen erwiesen: 

- Aufstockung des Personals

- Entfristung von Stellen

- Reorganisation von Teams mit genauer 
Beschreibung von Aufgaben und Zustän-
digkeiten

- Führungskräftetrainings und 

- Maßnahmen zur Betrieblichen Gesund-
heitsförderung.

Fazit

Die Ergebnisse des „abba“-Projekts zum 
Thema „Gewaltprävention am Arbeitsplatz“ 
sind für die Unfallversicherungsträger wie 
der Unfallkasse Thüringen von großer Rele-
vanz, da diese komplexe Problematik aus 
Sicht der Arbeitssicherheit und des Gesund-
heitsschutzes stark an Bedeutung zugenom-
men hat. In der täglichen Präventionsarbeit 
von Polizei und Unfallversicherungsträgern 
hat sich gezeigt, dass die Erkenntnisse aus 
dem Projekt auch an anderen Arbeitsplätzen 
mit Publikumsverkehr zur effektiven Gewalt-
prävention eingesetzt werden können. Die 
Übertragbarkeit, z.B. auf Sozial-, Jugend- 
und Ordnungsämter, Finanz- und Justizbe-
hörden, Vollzugseinrichtungen, Obdach-
losen- und Flüchtlingsunterkünfte, konnte 
erfolgreich nachgewiesen werden. 

So entstanden bereits praxisbewährte Prä-
ventionsprogramme wie z.B. das „Aachener 
Modell zur Reduzierung von Bedrohungen 
und Übergriffen am Arbeitsplatz mit Publi-
kumsverkehr“. Es stellt einen Leitfaden dar, 
mit dessen Hilfe eine vorausschauende Si-
cherheits- und Notfallorganisation stufen-
artig entwickelt werden kann. 

Eine absolute Sicherheit vor unvorherseh-
baren Ereignissen kann es allerdings auch 
nicht geben, ebenso wenig wie allgemein-
gültige Patentrezepte. Die Sensibilisierung 
unserer Mitgliedseinrichtungen zum The-
ma Gewalt und Übergriffe wird jedoch eine 
wichtige Aufgabe zukünftiger Präventions-
arbeit sein.
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Arbeitsbelastungen und Bedrohungen an  
Arbeitsplätzen mit Kundenkontakt  
Aufbau einer effektiven Gewaltprävention zum Schutz der
Beschäftigten vor Übergriffen und Verbesserung der Ar-
beitssicherheit

Für die Opfer Für den Arbeitgeber

Körperliche Schäden und Verletzungen Zunahme der Fehlzeiten

Stress Abnahme der Produktivität

Gefühl der Ohnmacht Sinkende Motivation

Angstzustände Höhere Versicherungskosten

Schlafstörungen Imageverlust

Posttraumatische Belastungsstörung

Motivationsverlust

Sozialer Rückzug

Konzentrationsschwierigkeiten

Tabelle 1: Folgen von Gewalt am Arbeitsplatz
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Linda, Fatima, Mustafa und Anne basteln in 
der KITA „Sonnenschein“ ein Geschenk für 
Mama und Papa. Mit Mimik, Gestik und ers-
ten einfachen Worten klappt die Verständi-
gung untereinander problemlos. Die Freude 
am gemeinsamen Spiel ist ihnen deutlich 
anzusehen. Das Recht auf einen Kindergar-
tenplatz haben alle Kinder u.U. auch aus 
Flüchtlingsfamilien. Viele Kinder kommen 
aus den Krisengebieten wie Afghanistan, 
Syrien, Somalia oder Eritrea. Sie bringen 
ihre eigene teils unterschiedliche Kultur, 
Religion und Fluchterfahrungen mit. Diese 
Kinder benötigen eine sehr behutsame Ein-
gewöhnung und Integration in den Alltag 
der Kindereinrichtung. Pädagogen müssen 
und wollen sich auf diese neue Anforderun-
gen einstellen. Die Kompetenzerweiterung 
gelingt mit Unterstützung aller Beteiligten 
wie beispielsweise Träger, Eltern und Behör-
den. Ein Beispiel zeigt die integrative KITA 
„Sonnenschein“ des AWO Kreisverbands 
Jena- Weimar e.V. Deren Leiterin Frau Fischer 
nimmt mit ihrem Team bereits seit längerer 
Zeit Kinder mit Migrationshintergrund sowie 
Flüchtlingskinder auf und beschreibt den 
Weg der Integration.

Flüchtlingskinder in der KITA als Herausforderung für die 
Pädagogen? Ein Stück Normalität für die Jüngsten

Frau Fischer, wie viele Kinder unterschiedli-
cher Herkunft betreuen Sie in Ihrem Haus?

In unserer Einrichtung betreuen wir etwa 
zweihundert Kinder. Davon haben zweiund-
sechzig Kinder einen Migrationshintergrund 
und zehn Kinder sind aus Asyl suchenden 
Familien. Diese kommen u.a. aus Syrien, Pa-
lästina und dem Iran. Weitere Voranmeldun-
gen liegen uns bereits vor. Die Familien tref-
fen meist in Begleitung von Betreuern des 
ASD (Allgemeiner Sozialer Dienst) Weimar 
oder der Migrationserstberatung der AWO 
(Arbeiterwohlfahrt) und einem Dolmetscher 
bei uns ein. Einige Familien kommen auch 
allein auf uns zu. 

Wir haben jedoch nicht nur Kinder verschie-
dener Kulturen bei uns. In unserer Einrich-
tung können Erwachsene in einem Orien-
tierungspraktikum für bis zu drei Monate  
die Erzieher in den Gruppen begleiten. Eine 
ehemalige Lehrerin aus Syrien ist seit Ok-
tober 2015 als fest eingestellte Kollegin bei 
uns beschäftigt.

Wie klappt die Sprachverständigung und 
werden die Kollegen unterstützt?

Im Rahmen des Projektes „Sprache und Inte-
gration“ entstand bei uns die Idee, sich ge-
zielter mit dem Begriff der Mehrsprachigkeit 
auseinander zu setzen. Gemeinsam wollen 
wir das Bewusstsein für andere Sprachen 
sowie Kulturen stärken und allen Kindern 
die gleichen Entwicklungschancen geben. 
Unser ganzes Team hat deshalb in diesem 
Jahr mehrmals an thematischen Fachnach-
mittagen teilgenommen. Angeleitet durch 
Referenten der Multilingual Families vom 
Thüringer Volkshochschulverband e.V. ent-
wickelten wir sehr hilfreiche Instrumenta-
rien für den praktischen Alltag. Zahlreiche 
Schwerpunkte diskutierten wir zur Durchfüh-
rung von Aktivitäten der Sprachentwicklung 
und Mehrsprachigkeit. Spiele mit Musik und 
Rhythmus oder Lieder und Reimen können 
in routinemäßige Handlungen, wie Hände 
waschen oder Tisch abwischen, integriert 
werden. 

Beispielsweise kann auch schon im ers-
ten Aufnahmegespräch mit den Eltern 
der Einsatz alltäglicher Gegenstände oder 
Spielzeuge in Form oder Bild erste Hürden 
überwinden. Wichtig ist uns dabei immer 
die Wertschätzung anderer Kulturen und 
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Sprachen in der Kommunikation. In einer 
Praxisphase testeten die Kollegen das er-
worbene Wissen in den Gruppen aus. Voller 
Stolz präsentierten sie die Ergebnisse dem 
gesamten Team und den Referenten.

Unsere neue Kollegin aus Syrien hilft eben-
falls arabische und englische Sprachbarri-
eren zu überwinden. Einige Eltern, welche 
bereits länger bei uns sind, unterstützen uns 
bei Bedarf auch in ihrer eigenen Landespra-
che. Natürlich können wir ebenfalls den Dol-
metscherpool des Mehrgenerationshauses 
Weimar nutzen.

Wie gestaltet sich bei Ihnen der KITA- All-
tag mit multikulturellen Kindern und Eltern? 

Durch die Weiterbildungen haben die Erzie-
her eine solide Fachkompetenz erworben. 
Die Einbindung von Sprache in Spielen so-
wie alltäglichen Handlungsroutinen gehört 
zu unserem Alltag und alle Kinder lernen 
fremdsprachige Klänge sowie Wörter ken-
nen. Sie gehen im Spiel ganz ungezwungen 
durch Mimik, Gesten und kleine Wörter mit-
einander um. Bei  Bedarf funktioniert die 
Verständigung mit Händen und Füßen. Im 
gemeinsamen Spiel, Singen, Tanzen und Es-
sen leben die Kinder ganz selbstverständ-
lich die Integration. Auch verschiedene 
Speisekulturen berücksichtigen wir. Kin-
der aus dem arabischen Raum essen kein 
Schweinefleisch. Hier bietet unsere Küche 
alternative Varianten an. 

Momentan sind bei uns keine Kinder mit 
traumatischen Erfahrungen der Flucht. Uns 
ist jedoch bewusst, dass mit verstärkter Auf-
nahme von Kindern aus Flüchtlingsfamilien 
dies zukünftig thematisiert wird und wir da-
rauf reagieren müssen.

Eltern von Flüchtlingskindern bringen ihre 
Kleinen gern zu uns und sind an allem Neu-
en interessiert. Wir spüren die Dankbarkeit 
und Freude der Eltern, wenn sie ihre Kinder 
bringen und abholen.

Vereinzelt fragten einige Eltern an, das durch 
weitere Anmeldung von Flüchtlingskindern 
die Aufnahme andere Kinder vielleicht be-
nachteiligt. Diese Ängste wurden schnell 
ausgeräumt, denn unsere Aufnahmemo-
dalitäten sind chancengleich und gerecht.

Durch gemeinsame Aktivitäten beispielswei-
se bei Festen und Feiern der KITA binden wir 
stets alle Eltern ein. Großen Anklang fand 
unser internationales Büffet. Schmackhaf-
te landestypische Gerichte, von den Eltern 
selbst gekocht, wurden zur Verkostung ge-
reicht.

Eltern von Flüchtlingskindern und Kindern 
mit Migrationshintergrund gestalteten  ver-
schiedene Kollagen zum Thema „Wie wird 
in unserem Land Weihnachten gefeiert“.

Diese hatten wir sichtbar für alle Besucher 
im Eingangsbereich platziert und die Kolla-
gen fanden großes Interesse.

In Weimar gibt es mehrere KITAs, die Kinder 
aus Flüchtlingsfamilien und mit Migrations-
hintergrund aufnehmen. Gibt es eine Zu-
sammenarbeit oder gemeinsame Projekte?

In Zusammenarbeit mit unserer Nachbarein-
richtung „Kinderland“, der KITA „Waldstadt“ 
und der Fachberatung für Kindertagesein-
richtungen Weimar sowie dem Projektma-
nager Mr. M. Allek führten wir im Dezem-
ber einen Informationsnachmittag für Eltern 
durch. Vorgestellt wurde die gemeinsam ent-
wickelte Erstfassung einer mehrsprachigen 
Willkommensbroschüre für Eltern zur Auf-
nahme und Betreuung von Kindern in KI-
TAs. In deutscher, arabischer, persischer 
und kurdischer Sprache werden den Eltern 
hilfreiche Tipps gegeben. Die Informations-
broschüre soll zeitnah veröffentlicht werden.

Herzlichen Dank für das interessante Ge-
spräch, Frau Fischer.

 

Anmerkung:

Auf der Homepage des Ministeriums für Bil-
dung, Jugend und Sport sind unter www.
tmbwk.de Handreichungen für Kinder aus 
Flüchtlingsfamilien in Kindertageseinrich-
tungen sowie fachliche Empfehlungen zum 
Schulbesuch und zur Förderung von Schü-
lerinnen und Schülern nichtdeutscher Her-
kunftssprache in Thüringen zu finden.
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Der Allgemeine Deutsche Fahrrad-Club (ADFC) Thüringen e.V. un-
terstützt mit seinen Ehrenamtlichen Helfern Flüchtlinge mit ver-
schiedenen Aktionen: In Kooperation mit anderen Vereinen und 
Initiativen werden Fahrräder auf Spendenbasis gesammelt, repariert 
und für den Straßenverkehr tauglich hergerichtet. Dabei werden 
die Flüchtlinge einbezogen und ihnen das Reparieren von Rädern 
beigebracht. Oft ist das Fahrrad das einzige Verkehrsmittel, um von 
den Flüchtlingsunterkünften in die nächste Ortschaft zu gelangen. 
Damit dabei auch die Straßenverkehrsordnung (StVO) beachtet 
wird, kümmern sich viele Ehrenamtliche des ADFC derzeit in Jena 
und Arnstadt um die Schulung. In einem theoretischen Teil wer-
den die wichtigsten Verhaltensregeln im Straßenverkehr und die 
Verkehrsregeln beigebracht. Dafür liegen dem ADFC Info-Zettel in 
den unterschiedlichsten Sprachen vor. Parallel lernen die Frau-
en,  Männer und Jugendlichen auf einem Gelände außerhalb des 
Straßenverkehrs das Radfahren. Besonders für Frauen ist das oft 
eine Art Errungenschaft, denn in ihren Herkunftsländern ist es oft 
nicht üblich, das Frauen Fahrrad fahren. Wie bei allen Aktivitäten 
entstehen dabei private Kontakte, sprachliche Barrieren können 
überwunden werden und das Kennenlernen der noch fremden Kul-
turen wird gefördert. Ganz entscheidend ist auch, dass es wieder 
eine Betätigung für die sonst nur das Warten gewohnten Flücht-
linge gibt. Wer diese Aktionen unterstützen möchte, kann das auf 
vielfältige Weise. Der ADFC Thüringen hat dazu eine Spendenak-
tion ins Leben gerufen. Es werden Fahrrad-Ersatzteile gesammelt, 
um die Reparaturen weiter durchführen zu können. Diese können 
Dienstag von 10 - 18 Uhr und Donnerstag von 9 - 13 Uhr im Info-
laden, Bahnhofstraße 22 in Erfurt (vor der Fahrradabstellanlage) 
abgegeben werden. Der ADFC wird bei dieser Aktion auch von Fahr-
radhändlern unterstützt. Direkt spenden kann man auch an den 
ADFC  Thüringen,  Kennwort  „Flüchtlingshilfe“, Bank: DKB, Konto: 
940858, BLZ 120 300 00,IBAN: DE69 1203 0000 0000 9408 58, 
BIC: BYLADEM1001.

Hintergrund:
Der ADFC e.V. ist bundesweit mit über 140.000 Mitgliedern der 
größte Interessenvertreter der Radfahrenden in Deutschland. Der 
Verband bietet nicht nur Informationen und Aktionen rund ums 
Radfahren, er wird zunehmend als Fachverband zu Radverkehrs-
planungen, zukunftsfähiger Mobilität und gesundheitspräventiven 
Themen befragt. ADFC-Mitglieder können sich über viele Leistungen 
und Angebote freuen - http://www.adfc.de/vorteile/vorteile-fuer-
mitglieder. Ab diesem Jahr gehört eine Pannenhilfe dazu. Weitere 
Infos zum ADFC lesen Sie unter www.adfc-thueringen.de oder be-
suchen Sie uns in Erfurt im Infoladen Bahnhofstraße 22.

Katrin Lux
Landesgeschäftsführerin ADFC 
Telefon: 0361  225 17 34
E-Mail: lgf@adfc-thueringen.de 

In der Bundesrepublik Deutschland hat das 
Robert Koch Institut (RKI) in Berlin gesetzlich 
festgeschriebene Aufgaben. Vor allem im 
Bereich des Infektionsschutzes und bei der 
Konzeption, der inhaltlichen Durchführung 
und der Koordinierung der Gesundheitsbe-
richterstattung des Bundes. 
Die wesentlichen Aufgaben leiten sich aus 
dem 2001 in Kraft getretenen Infektions-
schutzgesetz ab. Das Institut hat hier eine 
koordinierende Funktion. Vom RKI wurde ein 
Meldesystem entwickelt, welches infekti-
onsepidemiologische Daten zur Überwa-
chung der Situation übertragbarer Krank-
heiten in Deutschland erfasst.

ADFC unterstützt Flüchtlinge beim  
Radfahren lernen

Informationen zu Infektionsgefährdungen 
und Prävention

Das RKI erfasst natürlich auch die derzeiti-
ge Situation, welche durch die Einreise von 
einer hohen Anzahl von Asylsuchenden im 
Infektionsgeschehen beeinflusst wird und 
gibt Informationen zur Lage und zur Präven-
tion im Rahmen ihres Internetauftritts. Hier 
gibt das Robert Koch Institut Empfehlungen, 
die auf die besondere Situation der Asylsu-
chenden zugeschnitten sind.
Unter www.rki.de können Sie sich aktuell 
informieren. Das Institut hat dazu eine ei-
gene Rubrik eingerichtet.
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Infoblatt Nr. 09 des Sachgebietes 1)  
"Feuerwehren und Hilfeleistungsorganisationen"

Vermeidung von Infektionsgefahren für Einsatzkräfte  
von Feuerwehren und Hilfeleistungsorganisationen  
beim Umgang mit asylsuchenden Personen.

Stand: 16/09/2015

1 Allgemeines

Die in Deutschland Asyl, Hilfe und Zuflucht suchenden, vertrie-
benen Menschen haben oft eine lange Odyssee hinter sich, 
kommen teilweise aus überfüllten Flüchtlingslagern oder Kriegs-
gebieten ohne ausreichend Wasser, sanitäre Anlagen und ärztli-
che Versorgung.

Wo viele Menschen auf engem Raum und unter schwierigen hy-
gienischen Bedingungen zusammenleben, besteht ein erhöhtes 
Risiko für die Verbreitung von Infektionskrankheiten.

Auch wenn entsprechende medizinische Untersuchungen von 
asylsuchenden Personen (z.B. Flüchtlinge und Asylbewerber) 
gesetzlich vorgesehen sind, lassen sich manche Erkrankungen 
nicht auf Anhieb, sondern erst mit einer gewissen Latenz, z.B. 
nach Eingang von Laborbefunden, feststellen.2)

Ein eventuell vorhandenes Ansteckungsrisiko steigt mit der Enge 
des persönlichen Kontakts zu Personen und ihren persönlichen 
Gegenständen. Es lässt sich jedoch durch Einhalten der nachfol-
gend stehenden Hygienemaßnahmen, das evtl. Tragen notwen-
diger Schutzkleidung und eine entsprechenden Einsatztaktik 
deutlich senken. 

2 Impfschutz

Manche Krankheiten, wie Kinderlähmung (Poliomyelitis), sind in 
Deutschland durch Impfungen nahezu verschwunden, können 
aber in den Herkunftsländern der asylsuchenden Menschen 
–gefördert durch Krieg und Vertreibung- vorkommen. Es ist des-
halb empfehlenswert, bevorzugt Einsatzkräfte mit einem Impf-
schutz gegen Poliomyelitis, Diphtherie, Hepatitis A und B, Ma-
sern, Windpocken sowie Tetanus einzusetzen (vgl. auch 
Empfehlungen der ständigen Impfkommission - Stiko unter  
www.stiko.de). Auch Masern, Röteln und Windpocken können 
dazu zählen, wenn in einer Asylsuchendenunterkunft Verdachts-
fälle auftreten.3) Der erforderliche Impfschutz muss jeweils vor 
Ort mit den Verantwortlichen abgestimmt werden.

!   Ein adäquater Impfschutz ist ein wichtiges Mittel gegen 
Infektionskrankheiten. Schwangere oder stillende sowie 
immungeschwächte Einsatzkräfte dürfen nicht in beleg-
ten Asylsuchendenunterkünften eingesetzt werden.

1) Mit freundlicher Unterstützung des SG Gesundheitsdienst der 
DGUV

2) Manche Erkrankungen haben bis zum Ausbruch bzw. zur Aus-
bildung der entsprechenden Symptomatik eine gewisse sym-
ptomlose Latenzzeit, diese kann aber ggf. auch schon infekti-
ös sein, z. B. Masern.

3)  Beide Erkrankungen sind bereits vor Ausbildung der Hauter-
scheinung infektiös und bergen damit bereits im unerkann-
ten Stadium ein Infektionsrisiko: 

• Masern  
Die Ansteckungsfähigkeit beginnt bereits 2 – 5 Tage vor 
Auftreten des Exanthems und endet 3 – 7 Tage nach Auf-
treten des Exanthems an. Unmittelbar vor Erscheinen des 
Exanthems ist sie am größten.

• Windpocken 
Die Ansteckungsfähigkeit beginnt 1–2 Tage vor Auftreten 
des Exanthems und endet 5–7 Tage nach Auftreten der 
letzten Effloreszenzen.

1

3.  Hygienemaßnahmen

Allgemein ist auf einen wirksamen Impfschutz, das Vermeiden 
von engem körperlichem Kontakt, das Einhalten der allgemei-
nen Hygieneregeln und ggf. die Nutzung von Latex-freien Einmal-
handschuhen zu achten. Beim Einsatz von Einmalhandschuhen 
sollte ein Greifen ins eigene Gesicht, speziell an Mund, Nase 
und Augen vermieden werden. Die Einmalhandschuhe sind nach 
jedem Personenkontakt bzw. regelmäßig (nach ca. 30 min Tra-
gedauer) zu wechseln, da die Hände darin schwitzen und es zu 
einer Aufweichung der schützenden Hautbarriere kommt. Müs-
sen diese Einmalhandschuhe täglich getragen werden, sollten 
Baumwollunterziehhandschuhe getragen werden, um die Haut 
vor dem eigenen Schweiß zu schützen. Nach Ausziehen der 
Handschuhe sind die Hände zu desinfizieren und sollten mög-
lichst mit einer wirksamen Creme eingecremt werden. Der regel-
mäßige und bestimmungsgemäße Einsatz von Hautschutz- und 
Hautpflegemitteln zur Vermeidung von Hauterkrankungen ist zu 
empfehlen.

Hautmittel, die eingesetzt werden sollten:
• Möglichst rückfettendes, viruzides Händedesinfektionsmittel, 
• Hautpflegecreme 
• Hautschutzcreme 

Die konsequente Einhaltung von Hygienemaßnahmen ist uner-
lässlich zum Schutz der eigenen Person vor Infektionen. Hierbei 
spielen Maßnahmen der Hände- und Sanitärhygiene sowie der 
Hygiene beim Umgang mit Lebensmitteln eine wichtige Rolle.  
Die Beladungssätze Grobreinigung / Dekontamination nach 
DIN 14800-18 Beiblatt 12 bzw. gemäß organisationseigenen Fest-
legungen enthalten, außer Hautmitteln, alle hierzu notwendigen 
Materialien.

!   Regelmäßiges Händewaschen und Desinfizieren sind die 
wichtigsten Maßnahmen zur Vermeidung der Verbreitung 
von Infektionserregern.  
Ringe an den Fingern behindern die Desinfektion und soll-
ten vor dem Einsatz nach Möglichkeit abgelegt werden.

Essen, Trinken und Rauchen ist wie bei anderen Einsätzen auch 
nur in bestimmten Bereichen und nach entsprechenden Hygie-
nemaßnahmen erlaubt. Jede Einsatzkraft sollte z. B. erst nach 
einer Reinigung der Hände Nahrungsmittel zu sich nehmen. Dar-
über hinaus ist es sinnvoll, nur aus der eigenen, gekennzeichne-
ten Flasche zu trinken.

Kommt es während des Einsatzes zu Verletzungen, z. B. auch 
kleineren Verletzungen der Hände, sind dies Arbeitsunfälle, die 
entsprechend zu behandeln sind. Sie sind der verantwortlichen 
Einsatzführungskraft zu melden und aktenkundig zu machen 
(Eintrag in das Verbandbuch). Die Wunde sollte gesäubert und 
verbunden werden (z. B. mit einem Pflaster oder einem sterilen 
Verband). Größere Wunden können eine ärztliche Versorgung 
erforderlich machen. 

4.  Persönliche Schutzausrüstung (PSA)

Beim Einsatz zum Aufbau von Zelten für eine neue, bislang 
nicht belegte Asylsuchendenunterkunft oder Einrichtung von 
leer stehenden Wohnräumen mit Mobiliar, besteht kein erhöh-
tes Infektionsrisiko. Gleiches gilt für Tätigkeiten im Rahmen 
des normalen Einsatzgeschehens in Verbindung mit der Un-
terkunft, z.B. die Alarmverfolgung einer ausgelösten, automa-
tischen Brandmeldeanlage durch die Feuerwehr. Es genügt 
die reguläre Einsatzkleidung der jeweiligen Feuerwehr oder 
Hilfeleistungsorganisation. 

Beim Einsatz in bereits belegten Asylsuchendenunterkünften, 
z. B. 
• beim Reparieren von Zelten, Wasser-oder Abwasseranlagen, 
• beim Aufstellen zusätzlicher Feldbetten, 
• bei der Essensausgabe an Asylsuchende, 
• bei der Brandbekämpfung oder
• bei der technischer Hilfeleistung (z.B. Wasser- / Sturmscha-

den, Tragehilfe für den Rettungsdienst, Öffnen von verschlos-
senen Türen) etc. 

besteht die Möglichkeit, dass die Einsatzkräfte in Kontakt mit 
kontaminierten Gegenständen (auch Zeltwände!) oder infizier-
ten Personen geraten. Enger körperlicher Kontakt sowie der Kon-
takt zu menschlichen Ausscheidungen und Körperflüssigkeiten 
(z. B. Blut, Speichel, Urin, Kot, Erbrochenes - diese können sich 
auch auf verschmutzten Textilien, Windeln und dem Fußboden 
befinden) ist so weit wie möglich zu vermeiden. Verunreinigte 
Einsatzkleidung sollte  noch vor Ort abgelegt und einer geeigne-
ten Reinigung zugeführt werden.

Bei Anwesenheit fiebernder oder hustender Menschen sind die 
Schutzmaßnahmen von der verantwortlichen Einheitsführungs-
kraft festzulegen, dazu ist die Infektionsgefahr zu beurteilen.4) 

Schutzmaßnahmen können zum Beispiel das Tragen von 
• geeigneten (z. B. Nitril-) Einmalhandschuhen 
sowie, je nach Beurteilung der konkreten Infektionsgefahr, 
• einem flüssigkeitsabweisenden Einmalschutzanzug, 
• einer FFP-2 Atemschutzmaske 
• und einer Schutzbrille 
sein. 

Einsatzkräfte sollten sich nicht anhusten lassen, d. h. sich dis-
kret von einem hustenden, asylsuchenden Menschen wegdre-
hen. Das ist kein Zeichen der Unfreundlichkeit, sondern dient 
dem eigenen Schutz.

4)  Anhaltspunkte dazu gibt Kapitel 2 und 3 der Technischen 
Regel biologische Arbeitsstoffe im Gesundheitswesen und in 
der Wohlfahrtspflege (TRBA 250)

2
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5.  Einsatztaktik

Die verantwortliche Einsatzführungskraft erkundigt sich vor Ein-
satzbeginn bei der Verantwortlichen Person der Asylsuchenden-
unterkunft, ob und in welchem Umfang bereits Verdachtsfälle 
auf Infektionskrankheiten vorliegen und stellt sicher, dass beim 
späteren Feststellen einer Infektionskrankheit (z. B. Krätze) eine 
sofortige Information der Einheit erfolgt, damit eine ärztliche 
Mitbehandlung von Kontaktpersonen erfolgen kann.

Mit der verantwortlichen Person der Asylsuchendenunterkunft 
ist auch abzustimmen, welche erweiterte persönliche Schutz-
ausrüstung gegen mögliche Infektionsgefahren für welche Tä-
tigkeit zu tragen ist. Die Einsatzkräfte sind über ihre Aufgaben 
genau zu unterweisen.

Es ist sinnvoll eine Dokumentation zu führen, welche Einsatz-
kraft wie und wo eingesetzt worden ist. Dies ist wichtig, falls 
eine Infektionserkrankung bei einer Asylsuchenden Person fest-
gestellt wird, nachvollzogen werden kann, welche Einsatzkräfte 
zur infizierten Person Kontakt hatten. Damit können überflüssi-
ge Untersuchungen und Behandlungen von Einsatzkräften ver-
mieden werden.

Bestehen Zweifel über das Vorhandensein von Infektionskrank-
heiten bzw. die korrekte Auswahl der notwendigen PSA, bzw. 
kann die vor Ort verantwortliche Person keine oder nur unvoll-
ständige Angabe dazu machen, ist es sinnvoll das zuständige 
Gesundheitsamt heranzuziehen bzw. um Beratung zu bitten, um 
verlässliche Informationen zu erhalten.

6.  Weitere Informationen

 Biologische Arbeitsstoffe im Gesundheitswesen und in der 
Wohlfahrtspflege (TRBA 250)

 Desinfektionsarbeiten im Gesundheitsdienst  
(DGUV Regel 107-003)

 Benutzung von PSA im Rettungsdienst (DGUV Regel 105-003)

 Verhütung von Infektionskrankheiten in der Pflege und Betreu-
ung (DGUV Information 207-009)

 Auswahl von PSA in der Feuerwehr auf Basis einer Musterge-
fährdungsbeurteilung (DGUV Information 205-014)

 Auswahl von Infektionsschutzanzügen in der Feuerwehr 
(DGUV Information 205-015)

 Allgemeine Präventionsleitlinie Hautschutz  
(DGUV Information 212-017)

 Informationen des Instituts für Arbeitsschutz der DGUV zum 
Thema Biostoffe

 Allgemeine Informationen der DGUV zum Thema Biostoffe

 Informationen des Sachgebietes Hautschutz des DGUV

 Informationen des Sachgebietes Gesundheitsdienst der DGUV 

 Informationen des Sachgebietes Feuerwehren und Hilfeleis-
tungsorganisationen der DGUV

 Informationen der Bundesanstalt für Arbeitsschutz und Ar-
beitsmedizin zu biologischen Arbeitsstoffen

 Informationen der Bundeszentrale für gesundheitliche Aufklä-
rung – BZgA zu allgemeinen Hygieneregeln

 Informationen der europäischen Agentur für Sicherheit und 
Gesundheitsschutz am Arbeitsplatz zu Gefahr- und Biostoffen

 Informationen des Robert-Koch Instituts zu 
Infektionskrankheiten

 Epidemiologisches Bulletin 38/2015 des Robert-Koch Instituts 
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Anlage 1
Zusammenstellung einiger wichtiger Infektionskrankheiten und durch Parasiten verursachte 
Erkrankungen

Allgemein ist auf einen wirksamen Impfschutz, das Vermeiden von engem körperlichem Kontakt, 
die Nutzung von Einmalhandschuhen und das Einhalten der Hygieneregeln zu achten.

Bei Auftreten von Fällen oder Verdachtsfällen der jeweiligen Erkrankung sind zum Teil weiterge-
hende Schutzmaßnahmen nötig, die dann mit der verantwortlichen Person für den Arbeits- und 
Gesundheitsschutz abgestimmt werden müssen.

Kopfläuse

Kopfläuse kommen weltweit vor, auch in Deutschland unter ein-
wandfreien hygienischen Bedingungen. Typisch ist das epidemi-
sche Auftreten in Kindergärten oder Schulen, bzw. dort wo Kin-
der regelmäßig eng beieinander sind. Die Kopfläuse besiedeln 
den Kopf, ernähren sich von Blut aus der obersten Schicht der 
Kopfhaut, klammern sich mit ihren Klauen an einzelnen Haaren 
fest, kleben dort auch ihre Eier fest und klettern von einem Haar 
zu nächsten und bei engem Körperkontakt von einem Kopf zum 
nächsten. Die Übertragung über gemeinsam benutzte Kopfkis-
sen, Kämme u. Mützen ist möglich, aber sehr selten.

Häufige Symptome sind Juckreiz, Kratzspuren auf der Haut, evtl. 
bakterielle Infektionen an den Kratzstellen.

Therapie: 
Mechanische Entfernung mit Läusekämmen aus dem nassen 
Haar, Arzneimittel mit läusebekämpfenden Wirkstoffen. Da Kopf-
lausmittel nicht zuverlässig alle Eier abtöten und Larven nach 
der Erstbehandlung nachschlüpfen können, muss innerhalb 
der vom Hersteller empfohlenen Frist unbedingt eine Wiederho-
lungsbehandlung durchgeführt werden.

Krätze (Skabies)

Krätze kommt weltweit vor und wird durch die Krätzmilbe ver-
ursacht, die die Hornschicht der Haut besiedelt, dort zunächst 
Pusteln verursacht, später Gänge bildet, bei starkem Befall auch 
Krusten auf der Haut, die von Milben besiedelt und stark infek-
tiös sind. Eine Übertragung erfolgt meist durch engen Kontakt 
von Mensch zu Mensch (auch Sexualkontakt), bei starkem Be-
fall über die Krusten auch durch Kleidung und Matratzen. Kurzes 
Händeschütteln oder eine kurze Umarmung führen in der Regel 
nicht zu einer Übertragung.

Nach 2-6 Wochen kommt es zu heftigem Juckreiz der Haut, be-
sonders nachts in der Bettwärme und Pusteln und Gängen in der 
Haut. Befallen sind vor allem Zwischenräume von Fingern und 
Fußzehen, Handgelenke, Knöchel, Achseln, Ellenbogen, Brust-
warzen und Genitalien. Im Zweifel muss ein Hautarzt konsultiert 
werden!

Therapie: 
Es stehen verschiedene Arzneimittel zur Auswahl, wie z. B. 
Cremes. Eine Behandlung sollte entsprechend den Empfehlun-
gen des behandelnden Arztes bzw. der Ärztin erfolgen.

Bei Auftreten von Krätze in Asylsuchendenunterkünften sollten 
Kontaktpersonen mitbehandelt werden.

Siehe auch:
 Merkblatt der BZgA zur Krätze

Masern

Verursacht durch das Masernvirus, Inkubationszeit 8-12 Tage, 
dann rötlich-fleckiger Hautausschlag, Fieber, starkes Krankheits-
gefühl. Als Komplikationen können Mittelohrentzündung, Lun-
genentzündung, Gehirnentzündung mit nachfolgender geistiger 
Behinderung auftreten. Eine Maserninfektion kann auch zum 
Tode führen.

Ein wirksamer Impfschutz verhindert die Infektion mit ihren teil-
weise schweren bis lebensbedrohlichen Komplikationen.

Siehe auch:
 Merkblatt der BZgA zu Masern

Diphtherie

Verursacht durch das Gift des Diphtheriebakteriums. Symptome: 
Am häufigsten Schluckbeschwerden, geschwollene Mandeln mit 
Belägen, Anschwellen des Rachens bis zur Erstickungsgefahr, 
schweres Krankheitsgefühl, Husten, unbehandelt kommt es zu 
gefürchteten Komplikationen wie Lähmungen von Gaumen und 
Zwerchfell und Herzmuskelentzündung. Ein wirksamer Impf-
schutz verhindert die Infektion mit Ihren teilweise schweren bis 
lebensbedrohlichen Komplikationen.

Hepatitis A

Leberentzündung, die durch das Hepatitis-A-Virus verursacht 
wird. Übertragung fäkal-oral, d.h. über Schmierinfektion von Kot 
oder verunreinigten Lebensmitteln. 

Die Hepatitis A geht nicht in eine chronische Form über, sie heilt 
in der Regel folgenlos aus, kann aber in seltenen Fällen durch 
ein akutes Leberversagen zum Tode führen.

Therapie nur Linderung der Symptome, Schonung

4
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Hepatitis-B

Leberentzündung die durch das Hepatitis-B-Virus verursacht 
wird. Hepatitis-B wird durch Blut und Blutprodukte, Wunden 
sowie Sexualkontakte und von der Mutter auf ihr Neugeborenes 
übertragen. Im Gegensatz zur Hepatitis A kann die Hepatitis B in 
ca. 10% der Fälle in eine chronische Form übergehen, die in der 
Regel zu einem langsamen Umbau des normalen Lebergewebes 
in Bindegewebe (Leberzirrhose) und schleichendem Leberver-
sagen führt. Eine akute Hepatitis-B kann auch zum akuten Le-
berversagen führen. In Afrika gibt es einen hohen Prozentsatz 
Hepatitis-B-Virusträger, so dass mit einer Ansteckungsgefahr 
gerechnet werden sollte.

Siehe auch:
 Merkblatt des RKI zu Hepatitis-B 

Hepatitis-C

Leberentzündung, die durch das Hepatitis-C-Virus verursacht 
wird. Die Übertragung erfolgt in der Regel durch Blut-zu-Blut-
Kontakte, also z. B. Stichverletzungen mit einer blutgetränkten 
Nadel (sog. Kanüle). Hepatitis-C geht in ca. 80 % der Fälle in 
eine chronische Form über, die - wie im Abschnitt Hepatitis-B 
beschrieben - zu einer Leberzirrhose und damit zum Leberversa-
gen führen kann. Eine Impfung gegen Hepatitis-C existiert nicht.

Siehe auch
 Merkblatt des RKI zu Hepatitis-C

HIV, Aids

Infektion mit dem HI-Virus, führt bei Ausbruch der Erkrankung 
unbehandelt zu einer massiven Schwächung der körpereige-
nen Immunabwehr und einer Vielzahl an Folgeerkrankungen 
und zum Tod. Zwischen Infektion und Ausbruch der Erkrankung 
können mehrere Jahre liegen, zwischen Infektion und Ausbil-
dung von Antikörpern (positiver HIV-Test) 6-12 Wochen. Die HIV-
Erkrankung äußert sich in sehr vielen Symptomen, deren Auf-
zählung den Rahmen dieser Kurzzusammenfassung sprengen 
würde.

Die Übertragung erfolgt über Sexualkontakte und direktem Blut-
zu-Blutkontakt (z. B. Nadelstichverletzungen).

Eine Behandlung mit Bekämpfung der Begleiterkrankungen ist 
möglich, nicht aber eine Heilung.

Siehe auch:
 Merkblatt des RKI zu HIV

Tuberkulose

Infektion mit dem Bakterium Mycobacterium tuberculosis. Am 
häufigsten ist die Lungentuberkulose, es können jedoch auch 
andere Organe betroffen sein. In der Lunge können mit infekti-
öser Flüssigkeit gefüllte Hohlräume, sog. Kavernen, entstehen. 
Wenn diese Anschluss an die Bronchien gewinnen,  können 
Tuberkulosebakterien ausgehustet werden und der der Patient 
bzw. die Patientin sind immer dann ansteckend, wenn Tuberkel-
bakterien den Körper verlassen können.

Übertragung zumeist über ausgehustete bakterienhaltige Atem-
luft (Aerosol).

Behandlung: Bestimmte, vom Arzt verordnete, Antibiotika-Kom-
binationen über mehrere Monate

Siehe auch:
 Merkblatt der BZgA zu Tuberkulose

Poliomyelitis (Kinderlähmung)

Die Poliomyelitis ist eine Virusinfektion. Dank der konsequenten 
Durchführung eines WHO-Impfungsprogrammes in Deutschland 
besteht hierzulande keine nennenswerte Infektionsgefahr mehr. 
Anders ist dies aber in anderen Ländern wie Westafrika, Indien 
und Vorderasien - z. B. in Syrien. Die Mehrzahl der Infektionen 
verlaufen symptomlos (> 95 %) oder symptomarm (z. B. Fieber, 
Halsschmerzen). Der Körper bekämpft die Viren erfolgreich. Nur 
in 0,1 - 1 % der Fälle können bleibende Lähmungen auftreten. Ist 
z. B. das Zwerchfell betroffen, kann die Behinderung der Atmung 
zum Tode führen. Infizierte scheiden mit dem Stuhl Viren in gro-
ßer Zahl aus. Eine Ansteckung kann durch Schmierinfektion 
(fäkal-oral) erfolgen, weshalb der Händereinigung vor dem Es-
sen eine große vorbeugende Bedeutung zukommt.

Siehe auch
Merkblatt des RKI zur Poliomyelitis

5

Anlage 2
Taschenkarte für Einsatzkräfte bei Tätigkeiten in Asylsuchendenunterkünften

Information zu Masern:

Gefährlich für nicht geimpfte Menschen. Übertragung durch Tröpfcheninfektion. Ein Kontakt mit 
Gegenständen und Bekleidung ist unbedenklich.

Information zu Tuberkulose (TBC):

Ansteckend ist die so genannte offene TBC. Eine Ansteckung erfolgt auch hier durch Tröpfchenin-
fektion (Spucken, schwebende Tröpfchenkerne in der Luft nach dem Husten). Eine Infektion durch 
Staub oder Bekleidung ist unwahrscheinlich.

Handlungsempfehlungen

• Vor Abfahrt in den Einsatz:  
Kontrolle der Artikel des Hygienesatzes/Beladesätze Grob-
reinigung/Dekontamination, z.B. gemäß DIN 14800-18 
Beiblatt 12.

• Bei Eintreffen muss das Führungspersonal die Infektions-
gefahr bei der verantwortlichen Person der Asylsuchenden-
unterbringung feststellen. (wichtig bei bereits belegtem 
Objekt)

• Bei Verletzungen: Dokumentation (Verbandbuch, Einsatz-
bericht), nachlaufend Erstellung einer Unfallmeldung.

• Auch bei kleineren Verletzungen frühzeitig beim medizini-
schen Fachpersonal melden, Wundversorgung einleiten.

• Klärung des Sicherheitskonzeptes für das Objekt mit der 
Einsatzleitung. 

• Keine zusätzlichen Aufgaben eigenmächtig übernehmen, 
die nicht mit der Einsatzleitung abgesprochen sind.

• Bei Zweifel das zuständige Gesundheitsamt hinzuziehen.

!
Folgende Hygieneregeln sind zu beachten:

Händewaschen mit Waschlotion, fließendem Wasser, Abtrocknen mit Einmalpapierhandtüchern, z.B.:
• Nach jeder Verschmutzung,
• Nach Reinigungsarbeiten,
• Nach Toilettenbenutzung,
• Vor dem Umgang mit Lebensmitteln,
• Vor dem Essen,
• Vor dem Trinken und Rauchen,
• Nach Kontakt mit Tieren

Händedesinfektion (viruzides und möglichst rückfettendes Händedesinfektionsmittel), z.B.:
• Nach Kontakt mit Blut, Erbrochenem, Stuhl, Urin und anderen Körperausscheidungen
• Nach Kontakt mit sonstigem potentiell infektiösen Material
• Nach direktem Kontakt mit Erkrankten 
• Nach dem Ablegen der Handschuhe bzw. Einmalhandschuhe

Dabei 3-5 ml des Händedesinfektionsmittels in die trockenen Hände einreiben, einschließlich 
Fingerkuppen u. Fingerzwischenräume, Daumen und Nagelbett, mindestens ½ Min. einwirken 
lassen.

6
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Das UKT Interview

INFA: 33 Jahre Berufserfahrung sprechen 
für sich. Wie hat sich nach Ihrer Meinung 
die Kommunikation der Schüler verändert 
und welche Rolle nehmen die Lehrer sowie 
Eltern ein?   

Tina Pätzold: Die Art mit einander zu reden 
ist rauer geworden. Etliche Kinder sind im-
mer weniger bereit sich unterzuordnen. Lei-
der sehen sie nur noch sich selbst. Wenn 
sich im  Unterricht 15 Schüler zu Wort mel-
den, kann ich nicht jeden zu Wort kommen 
lassen. Das verkraften die Schüler immer 
weniger. Ihnen mangelt es an Geduld und 
Rücksicht. Oft können sie Situationen nicht 
mehr abwarten. Sie sind es gewohnt,  gleich 
und sofort alles zu bekommen. Zusätzlich 
hat sich die Wortwahl der Kinder verändert. 
Sie verwenden Kraftausdrücke ohne zu wis-
sen, was diese bedeuten. Auch das  Berufs-
bild des Lehrers hat sich sehr modifiziert. Es 
kommen immer mehr soziale Komponenten 
dazu, die  sehr viel Zeit erfordern. Der Lehrer-
beruf baut sich heute nicht mehr auf die 
reine Wissensvermittlung auf. Ich möchte 
mich fast als Sozialarbeiterin bezeichnen. 
Themen wie Krisen, um daraus Lösungen zu 
entwickeln, bestimmen den Schulalltag. Als 
ein großer Baustein hat sich die Elternarbeit 
etabliert. Allerdings ist auch hier viel Zeit nö-
tig, um die Eltern zu gewinnen. Und manch-
mal entstehen dadurch neue Konflikte. Es 
stellt sich die Frage, wie weit die Eltern in 
den pädagogischen Inhalt eingreifen soll-
ten. Aus diesem Grund benötigen Schule 
und Elternhaus ein neues Rollenverständ-
nis sowie einen regen Austausch. Denn nur 
gemeinsam können wir eine Umgebung mit 
gutem Lernklima schaffen, damit sich die 
Kinder das notwendige Wissen aneignen 
können.

INFA: Konflikte, Rangeleien, Streit bestim-
men oft das Verhalten der Schüler unterei-
nander. Können Sie sagen, dass es möglich 
ist, das Verhalten zu ändern? 

Tina Pätzold: Oft sind die Kinder außer Rand 
und Band. Auf dem Schulhof oder in den 
Pausen lassen Sie ein unglaubliches Ener-
giepotential frei. Und ich sage, ja, das Ver-

halten der Schüler kann man ändern. Unsere 
Schule bietet z.B. das Projekt „Faustlos“ an. 

„Faustlos“ vermittelt alters- und entwick-
lungsadäquate Kenntnisse sowie Fähigkei-
ten. Es gliedert sich in die drei Lebensberei-
che: Empathieförderung, Impulskontrolle, 
Umgang mit Ärger und Wut. Die Kinder ler-
nen den positiven Umgang mit ihren Ge-
fühlen, lernen Beruhigungstechniken und 
erlernen den Gebrauch positiver Selbstver-
stärkungen.

Ich persönlich habe für meine Klasse am 
Dienstag und Donnerstag eine Sorgenstun-
de in den Stundenplan integriert. Es ist ein 
geschützter Raum, in dem die Kinder ihre 
Sorgen, die sie bewegen, vortragen kön-
nen. Zum Beispiel wurde Leon von seinem 
Mitschüler die Treppe heruntergestoßen. 
Ich gehe vor der Klasse mit den beiden 
Schülern in einen Dialog, bei dem es kei-
ne Sanktionen gibt. Die Mitschüler verfolgen 
interessiert den Dialog und lernen mit den 
Emotionen der anderen und den eigenen 
Emotionen umzugehen. Für mich ist das 
eine gute Methode, um Konflikte zu lösen. 
Es gibt in unserem Dialog keinen Gewinner 
oder Verlierer, sondern eine Akzeptanz für 
die Sichtweisen des einzelnen in dem ich 
das Verständnis für beide Seiten herstelle. 
Seit ca. sechs Monaten arbeite ich nach die-
sem Konzept mit einer großen Außenwir-
kung. Die Eltern melden mir zurück, dass 
ihre Kinder zu Hause offen kommunizieren 
und sich die Kommunikation zwischen El-
tern und Kindern sogar verbessert hat. Der 
Schlüssel dazu ist die gewaltfreie Kommu-
nikation. 

INFA: Das Modell der Gewaltfreien Kommu-
nikation (GFK) wurde von Dr. Marshall Ro-
senberg entwickelt. Können Sie uns kurz das 
Modell erklären?

Tina Pätzold: Das Modell zeigt einen Weg 
auf, wie wir mit einer besonderen inneren 
Haltung und einem Wissen um menschli-
che Bedürfnisse in allen Bereichen befriedi-
gende Beziehungen aufbauen und erhalten 
können. Wir können erkennen, wie Konflik-

te entstehen. Wir können ehrlich statt nett 
sein. Wir können hinter Vorwürfen das Be-
ziehungsangebot hören und nutzen. Wir 

können Wut und Schuldgefühle in Selbst-
sicherheit umwandeln. Wir können kreative 
Lösungen entwickeln statt mit Bestrafung, 
aus Angst oder mit Gewalt zu handeln. Wir 
können Kommunikation mit Herz und Ver-
stand führen und die Schönheit in uns Men-
schen sehen. Das sind die konkreten Ange-
bote der GFK. 

INFA: Welchen Nutzen können die Schüler 
und zugleich Lehrer aus der GFK ziehen?

Tina Pätzold ist ausgebildete Pädagogin und blickt auf 33 Jahre Berufserfahrung im Schulalltag 
zurück. Viele Jahre war sie als Beraterin für Schul- und Unterrichtsentwicklung in verschiedenen 
Projekten tätig. Unter anderem hat sie Publikationen herausgegeben. 

Seit 2011 unterrichtet Tina Pätzold mit großer Leidenschaft in der „Barfüßerschule“ in Erfurt. 

Tina Pätzold: Jeder Mensch kann aus der 
GFK einen Nutzen ziehen. Zuerst muss je-
der Mensch lernen, seine Gefühle ernst zu 
nehmen und zu hinterfragen, welches Be-
dürfnis ist für mich unerfüllt. Wenn ich mit 
mir übereinstimme, was ich fühle und was 
ich brauche, dann kann ich mich auf die Be-
dürfnisse der anderen Menschen einlassen. 
Der größte Nutzen der daraus entsteht, ist 
ein respektvoller, offener und zugleich wert-
schätzender Umgang miteinander. 

INFA: Hat das Thema GFK Sie persönlich 
verändert? 

Tina Pätzold: Ja, das Thema hat mir sehr ge-
holfen in der Beziehung zu meiner eigenen 
Familie, in der Beziehung zu meinem Beruf 
und besonders in der Beziehung zu meinen 
Schülern. Darüber bin ich sehr dankbar. In 
meinem Beruf kann ich heute professionel-
ler mit Kritik umgehen. Ich verstehe meine 
Kollegen besser und kann einordnen, war-
um sie eine andere Art der Kommunikation 
wählen als ich. Durch den ständigen Pers-
pektivwechsel bin ich in der Lage, die Be-
dürfnisse meiner Kollegen, der Schüler so-
wie Eltern zu erkennen. Was mir zunehmend 
gelingt ist hinter Vorwürfen und Schuldzu-
weisungen die Not der Eltern zu sehen. Sie 
haben damit nur eine unglückliche Art der 
Kommunikation gewählt und ich helfe beim 
„Übersetzen“ in Gefühle und Bedürfnisse. 
So kann ich mich gut abgrenzen ohne in die 
Verteidigungsfalle zu geraten.

INFA: Arbeiten in Thüringen Schulen bereits 
mit dem Modell?

Tina Pätzold: Es ist mir nicht bekannt, dass 
in Thüringen Schulen nach dem Modell ar-
beiten. Allerdings haben einige Kindergär-
ten das Konzept „Giraffentraum“ integriert.  
Die Kinder erfahren im Spiel mit der Giraffe 
wie es sich anfühlt, wenn statt Verurteilun-
gen Beobachtungen genannt werden. Sie 
lernen ihre Gefühle und Bedürfnisse ken-
nen und werden sehr kreativ bei der Suche 
nach Lösungen. Die Erzieherinnen können 
den Kindern zeigen, wie alle ein Miteinander 
gestalten können, das von Mitgefühl und 
Achtung geprägt ist. Das ist für mich per-
sönlich der beste Ansatz, um frühzeitig mit 
dieser Art der Kommunikation in Berührung 
zu kommen. 

INFA: Was ist Ihr Wunsch für die Zukunft?  

Tina Pätzold: Ich liebe die Arbeit mit mei-
nen Schülern. Die täglichen Konflikte sind 
eine Herausforderung und zugleich Lernauf-
gabe für mich. GFK ist lebensbereichernd: 
sie kann das Leben nicht nur auf den Beruf 
bezogen zu einem besseren Leben wenden. 
Mein größter Wunsch ist es, dass sich im-
mer mehr Menschen dem Modell anschlie-
ßen. Nur so können wir für die Zukunft Pers-
pektiven erarbeiten, wie wir im alltäglichen 
Miteinander wertschätzend und mitfühlend 
miteinander umgehen können.

INFA: Vielen Dank für das informative Ge-
spräch.
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Streitereien auf dem Schulhof – Einsatz 
von Streitschlichtern

Schulentwicklungspreis der UKT  – Eine 
erste Zwischenbilanz

Bei 25 Prozent der etwa 6500 Unfälle auf 
dem Schulhof im Jahr 2015  war die Unfall-
ursache ein anderer Schüler. In vielen Fällen 
geschah dies nicht versehentlich sondern es 
handelte es sich um aggressives Verhalten. 
Dies zeigte sich im Unfallhergang: geschla-
gen, getreten oder geboxt durch andere Mit-
schüler. Ausgangspunkt ist bei derartigem 
Fehlverhalten in den meisten Fällen ein un-
gelöster, oft längerer schwelender Konflikt. 

Die Unfallanzeigen dokumentieren solche 
Unfall-Hergangsbeschreibungen wie z.B: 
wurde ohne Grund von anderen Schülern 
in den Bauch geboxt, es wurde mit Äpfeln 
geworfen, die den Schüler am Auge verletz-
ten, die Schülerin wurde die Treppe herun-
tergestoßen, etc. Solche  Ereignisse mit of-
fensichtlichen körperlichen Verletzungen 
sind der Unfallkasse Thüringen bekannt. In 
der Regel geht einer Prügelei, Schlägerei,  
Boxerei oder Werferei mit harten Gegenstän-
den eine verbale Attacke voraus. Gelegent-
lich ist der Unfallmeldung ein  relevanter 
Hinweis auf die der Tat vorangegangene Be-
schimpfungen  oder Beleidigungen zu ent-
nehmen. Rein verbale Attacken der Schüler 
untereinander sind auf dem Schulhof als 
Ort der Kommunikation in den Pausen keine 
Seltenheit. Oft sind es nur kleine Neckerei-
en, kleine Sticheleien oder Mobbing unter 
Nutzung mobiler Endgeräte. Für einen Au-
ßenstehenden ist dies kaum wahrnehmbar. 
Einigen Schülern mangelt es dabei in Bezug 
auf die Wahl ihrer Worte und ihrer nonver-
balen Kommunikationen an Empathie. Sie 
können sich schwer in das Empfinden ihres 
Mitschülers oder ihrer Mitschülerin hinein-
versetzen.

Das kann dazu führen, dass kleinere Ausei-
nandersetzungen eskalieren und aggressive 
Formen annehmen.  Diese zu verhindern, ist 
eine Aufgabe der Schule. Ohne Frage gehört 
sie zu den  Tätigkeiten der aufsichtsführen-
den Lehrer. Aber diese können nicht alles 
klären. Als sehr nützlich und vorteilhaft hat 
sich die Einbeziehung von Schülern in die 
Prävention von aggressiven Streitereien er-
wiesen. Sie haben eine andere Beziehung 
zu den Schülern als die Lehrer und kom-
munizieren in ihrer eigenen Schülersprache 
besser. Bewährt haben sich seit Jahren an 

In der INFA- Zeitschrift 2/2015 haben wir 
erstmals darüber berichtet, dass unser 
Haus die Präventionsarbeit im Bereich der 
Schülerunfallversicherung strategisch neu 
ausrichtet. Hintergrund ist, um noch wirksa-
mer und gezielter als bisher gemeinsam mit 
den Schulen, den jeweiligen Schulämtern 
und den Sachkostenträgern den Ursachen 
des hohen Unfallgeschehens auf den Grund 
zu gehen und beginnend im Jahr 2015, in ei-
nem Zeitrahmen von zunächst drei Jahren 
eine messbare Verbesserung der Situation 
zu erzielen.

Kern dieser neuen Strategie ist die Individu-
albetreuung ausgewählter allgemeinbilden-
der Schulen. Sie verfolgt das Ziel, Anreize für 
ein noch größeres Engagement zur Präven-
tion von Schulunfällen und Gesundheitsge-
fahren zu schaffen. 

Mit der Verabschiedung der Richtlinie 
„Schulentwicklungspreis der Unfallkasse 
Thüringen“ durch unseren Vorstand  im Ja-
nuar 2015 war die Entwicklungsphase der 
neuen Strategie weitgehend abgeschlos-
sen.  Was folgte, war die Entwicklung von 
Instrumenten, mit deren Hilfe eine objekti-
ve Auswahl der zu berücksichtigen Schulen 
erfolgen kann und die gleichermaßen zur 
Evaluation der erzielten Verbesserungen 
herangezogen werden können. So wurde 
eine Bewertungsmatrix entwickelt, mit der 

den Schulen Schülerstreitschlichter, die oft 
auch als Schülermediatoren bezeichnet wer-
den. Diese Streitschlichter sind ausgewähl-
te Schüler, die auf freiwilliger Basis ihren 
Mitschülern helfen, konstruktiv Konflikte zu 
lösen. Um ihrer Aufgabe gerecht zu werden, 
bedürfen sie einer relevanten Aus- und Wei-
terbildung. Sie lernen in der Ausbildung u. a. 
die Merkmale einer Mediation und ihre Rolle 
kennen. Sie erlernen die Umgangsformen 
mit Konflikten, den Mediationsverlauf sowie 
Kommunikations- und Verhandlungstechni-
ken. Rollenspiele sind in der Ausbildung das 
beste Mittel, das praktische Wissen zu üben. 

Eine erfolgreiche Wirkung der Schülerstreit-
schlichter an der Schule ist  nur erreichbar, 
wenn deren Tätigkeit von den Lehrern und 
der Schulleitung gefördert wird. Die Streit-
schlichterstelle und die Namen der Schü-
lermediatoren müssen verständlicherwei-

se den anderen Schülern bekannt sein. Sie 
kann die Streithähne vorladen aber Schüler 
können sich  auch selbständig zur Konflikt-
bereinigung an sie wenden.  Als nützlich 
hat es sich erwiesen, in der Schule einen 
Besprechungsraum und feste Sprechzeiten 
für die Schülerstreitschlichter einzurichten.  

Die Unfallkasse Thüringen hat die Ausbil-
dung der Schülermediatoren unterstützt und 
wird diese Unterstützung fortsetzen, denn 
diese tragen dazu bei, Unfälle zu verhüten.

 

Dr. Helmut Jendro 
stellvertretender Fachbereichsleiter Prä-
vention 
Telefon: 03621 777-121 
E-Mail:helmut.jendro@ukt.de  

der Istzustand der Präventionsarbeit  in 
den auszuwählenden Schulen in einer Art 
„Momentaufnahme“ ermittelt und bewer-
tet werden kann. Neben den konkreten Un-
fallzahlen und den Unfallkosten floss diese 
Bewertungsmatrix  als drittes Kriterium in 
das Auswahlverfahren ein. Als Basis für die 
Zusammenarbeit zwischen Unfallkasse Thü-
ringen und der jeweiligen Schule wurde der 
Text einer Kooperationsvereinbarung entwi-
ckelt. Damit war ein nächster vorbereitender 
Schritt getan.

Was ist seitdem geschehen?

Ende November des vergangenen Jahres 
konnte das insgesamt doch recht aufwän-
dige Auswahlverfahren abgeschlossen 
werden. Damit sind pro Schulamtsbereich 
jeweils zwei Schulen (allgemeinbildende 
Schulen) festgelegt, die in den folgenden 
drei Jahren auf den in der Bewertungsma-
trix ermittelten Handlungsfeldern gezielt 
unterstützt und mit Maßnahmen begleitet 
werden. Das Auswahlverfahren ergab, dass 
zunächst drei staatliche Förderzentren, drei 
staatliche Grundschulen, drei staatliche Re-
gelschulen durch die Unfallkasse Thüringen 
individuell betreut werden.

Die Grundlagen sind geschaffen. Mit allen 
Schulen wurden entsprechende Koopera-
tionsvereinbarungen abgeschlossen. Nun 

kommt es darauf an, die Kooperationsver-
einbarungen mit Leben zu erfüllen und  ge-
meinsam mit den Schulen konkrete Maß-
nahmen festzulegen.

Dazu fanden bereits und finden auch ak-
tuell noch entsprechende Gespräche statt.

Bisher stattgefundene Gespräche haben 
auch schon zu ersten konkreten Aktionen 
geführt.

So konnte für einen Schule kurzfristig die 
Teilnahme von Lehrern an einer Weiterbil-
dungsmaßnahme des Projektes FISCH (Fa-
milie und Schule) ermöglicht werden.

Zwei Schulen erhielten durch die Unfallkas-
se Thüringen Unterstützung für die Beschaf-
fung von Kleinsportgeräten zur gezielten Ver-
besserung der Bewegungserziehung.

Wichtig ist es nun, gemeinsam mit den 
Schulen alle erforderlichen Handlungsfelder 
festzuzurren und Taten folgen zu lassen. Ne-
ben unseren eigenen Möglichkeiten der Un-
terstützung der Präventionsarbeit  werden 
wir sicher auch unsere bewährten Partner 
in die anstehenden Aufgaben einbeziehen.

Bernd Mämpel 
Aufsichtsperson 
Telefon: 03621 777-140 
E-Mail:bernd.maempel@ukt.de
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Ist Schaukeln riskant? Mit Sicherheit 
nicht!

Bewegungsfreundliche Kindertagesstätte 
2015

Theo, Max und Ahmed rennen über den 
Schulhof direkt in Richtung der nagelneu-
en Nestschaukel. Nach einer langen Schul-
stunde will jeder der Erste sein, denn die 
Pause ist kurz. Schaukeln, schwingen und 
abspringen- soweit man kommt, ist bei al-
len Kindern sehr beliebt. Die Notwendigkeit 
der Schaukelbewegung zur Körperwahrneh-
mung und damit Entwicklung der Kinder ist 

wissenschaftlich bereits erklärt. Einfach-, 
Doppel- und Vogelnestschaukeln besitzen 
deshalb viele Thüringer Einrichtungen im 
Außengelände oder auf dem Schulhof. Pä-
dagogen bestätigen häufig, dass Kinder die 
unterschiedlichen Schaukelarten ständig 
und gern nutzen. Der UKT wurden jedoch in 
letzter Zeit mehr Unfälle mit oder an Schau-
keln in Kindertageseinrichtungen und Schu-
len angezeigt. Insbesondere bei der Nut-
zung von Nestschaukeln kam es gehäuft 
zu Unfällen. Aufgrund der Ausführung des 
Sitzes als größer dimensioniertes Nest bzw. 
Teller können mehrere Kinder gleichzeitig 
darin Platz nehmen und schaukeln. 

Der Landessportbund Thüringen, die Thü-
ringer Sportjugend, die AOK Plus und die 
Unfallkasse Thüringen überreichten 2015 
wieder den beliebten Titel „Bewegungs-
freundliche Kindertagesstätte“ an ausge-
wählte Kindereinrichtungen. Herausragen-
de Gesundheits- und Bewegungsförderung 
durch entsprechende Konzepte und deren 
praktischer Umsetzung kennzeichneten die 
KITAs. Die anspruchsvoll definierten Krite-
rien erfüllten:

KITA „Janus Korczak“ , 07742 Jena, Biblio-
theksweg 2

KITA „Haus Kunterbunt“,  99955 Herbsleben, 
Kreuzgasse 20a

KITA „Wipperbären“,  99759 Sollstedt, Am 
Markt 1

Evangelische KITA Trusetal,  98596 Brottero-
de-Trusetal, Lindenwiese 21

Katholische KITA “Skt. Josefsheim”,  37339 
Breitenworbis OT Bernterode, Am Plan 10

Die so erhöhte Schwungmasse birgt ein er-
höhtes Verletzungsrisiko. 

Sophie ist gegen die Vogelnestschaukel 
gelaufen und zog sich eine Platzwunde an 
der Stirn zu.

Joel sprang von der Schaukel und knickte 
mit dem Fuß um. 

Finn kletterte von hinten auf den Tellersitz, 
verlor das Gleichgewicht und stürzte un-
glücklich in den Sand. 

So schilderten beispielhaft die Einrichtun-
gen ihre Unfälle mit kleinen aber leider auch 
größeren Verletzungsfolgen für die Kinder.  

Ausgewählte Vorfälle wurden im Fachbe-
reich Prävention der UKT näher analysiert. 
Im Ergebnis der Unfalluntersuchungen wur-
den nur vereinzelt technische Ursachen 
deutlich. Teils zu geringe Sicherheitsbe-
reiche und ungenügende Fallschutzunter-
gründe wurden festgestellt. Die häufigsten 

Unfälle verursachten die Kinder selbst und 
waren verhaltensbedingter Natur. Kinder lie-
fen in die Sicherheitsbereiche auspendeln-
der Schaukeln oder sprangen während des 
Schaukelvorgangs einfach ab. Eine Schüle-
rin einer Grundschule verletzte sich dabei 
so schwer, dass bleibende Schäden zu be-
fürchten sind.

Die UKT verweist deshalb bei der Planung 
und Errichtung von Schaukeln auf die Ein-
haltung der Sicherheitsanforderungen der 
DGUV Information 202-022 „Außenspielflä-
chen und Spielplatzgeräte“ sowie der gelten-
den Spielgerätenorm DIN EN 1176. Insbeson-
dere die Einhaltung der Sicherheitsbereiche 
und Schaffung von Fallschutzuntergründen, 
wie Rundkornkies oder Sand ohne scharf-
kantige Einfassungen wird hervor gehoben. 
Ein großzügiger Fallraum mit dämpfenden 
Bodenmaterialien mindert nicht nur Verlet-
zungsrisiken beim Sturz. Optisch werden für 
die Kinder damit ebenfalls die Sicherheits-
bereiche der Schaukeln aufgezeigt. Geeig-
net neben Kies und Sand sind auch Holz-
schnitzel in entsprechender Korngröße oder 
synthetischer Fallschutz, besser bekannt als 
Fallschutzplatten oder- flächen. Insbeson-
dere im Kleinkindbereich schützen einige 
Einrichtungen die Fallschutzbereiche mit 
zusätzlichen Bepflanzungen, um ein unbe-
absichtigtes Hineinlaufen der Krippenkinder 
zu vermeiden.

Bei den Kanten der Schaukelsitze ist auf Ma-
terialien mit stoßdämpfenden Eigenschaften 
und ausreichende Bodenfreiheit zu achten. 
Zusätzlich wird dringend auf die erhöhte Auf-
sicht durch die Pädagogen hingewiesen. Mit 
den Kindern sollten zusätzlich Regeln für die 
Nutzung aufgestellt werden. So bleibt das 
Schaukeln für Theo, Max und Ahmed sowie 
alle anderen Kinder ein Vergnügen.

Sabine Petzke 
Aufsichtsperson 
Telefon: 03621 777-130 
E-Mail: sabine.petzke@ukt.de 
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Prüfung von Maschinen nach neuer  
Betriebssicherheitsverordnung

Mit Kopfhörer unterwegs?

Am 1. Juni 2015 trat eine neue Fassung der 
Betriebssicherheitsverordnung (BetrSiVO) 
in Kraft. Diese Verordnung hat das Ziel, die 
Sicherheit und den Schutz der Gesundheit 
von Beschäftigten bei der Verwendung von 
Arbeitsmitteln zu gewährleisten. Die für den 
Arbeitsschutz maßgeblichen materiellen 
Anforderungen wurden in der BetrSiVO als 
Schutzziele formuliert. Die Anforderungen 
gelten gleichermaßen für alte, neue und 
selbst hergestellte Arbeitsmittel. Der Gefähr-
dungsbeurteilung wird in der Verordnung  
besondere Aufmerksamkeit gewidmet. 
Damit erhöht sich die Verantwortung des 
Arbeitgebers – er trägt die Verantwortung 
für die Gefährdungsbeurteilung und damit 
auch für viele Fragen, die die Prüfung betref-
fen.  Neben den Gesichtspunkten Eignung,  
Auswahl, Benutzung sowie den Einsatz- 
und Montagebedingungen der Arbeitsmit-
tel sind durch die Gefährdungsbeurteilung 
auch Festlegungen  zu deren Prüfungen zu 
treffen und zu dokumentieren.

Es geht dabei um die Klärung solcher Fra-
gen wie:         

- Was ist zu prüfen?

- Wann ist zu prüfen?

- In welchen Abständen ist die Prüfung zu 
wiederholen?

- Wer soll prüfen?

- Welche Qualifikation und Anforderungen 
werden an die Prüfperson gestellt? 

Unter Prüfung versteht man den Vergleich 
des Istzustandes mit dem Sollzustand ver-
bunden mit einer Bewertung der Abweichun-
gen. Die  Breite der Arbeitsmittel beginnt bei 
sehr einfachen Geräten und Werkzeugen wie 
Hammer, Zange, Locher oder Kugelschrei-
ber und reicht bis zu großen und kompli-
zierten Maschinen oder Anlagen. Deshalb 
sind die Prüfungsinhalte, -arten, -zyklen 
und Anforderungen an den Prüfer extrem 
unterschiedlich.  Unterliegt ein Arbeitsmittel 
schadensverursachenden Einflüssen, ist oft 
eine Verkürzung der Prüfungsfrist erforder-
lich. Bei einigen Maschinen und Anlagen 

Viele Fußgänger und Radfahrer sind regel-
mäßig oder hin und wieder mit Kopfhörern 
im Straßenverkehr unterwegs. Dies ergab 
eine repräsentative Befragung, die im Auf-
trag des Deutschen Verkehrssicherheitsra-
tes (DVR) durchgeführt wurde.  

Jeder fünfte Fußgänger (22 Prozent) und 
fast jeder fünfte Radfahrer (19 Prozent) ist 
regelmäßig oder hin und wieder mit Kopf-
hörern im Straßenverkehr unterwegs. Dies 
ergab eine repräsentative Befragung, die 
im Auftrag des Deutschen Verkehrssicher-

sind Festlegungen unterschiedlicher Prüf-
intervalle für einzelne Anlagenteile not-
wendig.  Wenn die Sicherheit der Maschi-
ne oder Anlage von der Montage abhängt, 
muss eine Prüfung vor der ersten Inbetrieb-
nahme erfolgen. Sie ist auch nach Änderun-
gen oder nach Schadensfällen nötig.  Für 
überwachungsbedürftige Anlagen, wozu 
Aufzugsanlagen, Anlagen mit Explosions-
gefährdung und Druckanlagen gehören, fin-
den wir im Anhang der BetrSiVO Angaben zu 
Mindestprüffristen und zusätzliche spezielle 
Anforderungen an den Sachverständigen 
und auch an die speziell ausgebildete zur 
Prüfung befähigte  Person. 

 Die Zeitintervalle im Anhang der BetrSiVO 
dürfen nicht überschritten werden, so sind 
z. B.  für die Festigkeitsprüfung bei Druckbe-
hältern zehn Jahre, für Aufzugsanlagen zwei 
Jahre genannt. Sollte die überwachungsbe-
dürftige Anlage jedoch sehr alt sein oder 
unterliegt sie einer sehr intensiven Nutzung, 
kann eine Verkürzung des Prüfintervalles 
erforderlich werden. 

Die Prüfung der nicht im Anhang der BetrSi-
VO genannten Arbeitsmittel hat immer durch 
eine befähigte Person zu erfolgen. An diese 
werden folgende Anforderungen gestellt: 
Sie muss durch

-	 ihre Berufsausbildung,       

-	 ihre Berufserfahrung und 

-	 ihre zeitnahe berufliche Tätigkeit über die 
erforderlichen Kenntnisse zur Prüfung der 
Arbeitsmittel verfügen.

Bei einfachen Werkzeugen genügt oft eine 
Sichtkontrolle des Arbeitsmittels um seine 
Sicherheit festzustellen. Der Prüfende be-
nötigt für sie  in der Regel keine besondere 
Qualifikation. Als Prüfer von Leitern sollte 
der Prüfende schon eine handwerkliche 
Ausbildung besitzen und einen relevanten 
Lehrgang besucht haben. Handelt es sich 
aber  um Anlagen mit automatischen Verrie-
gelungssystemen, um Werkzeugmaschinen 
oder spezielle Fahrzeugaufbauten muss die 
befähigte Person schon ein sehr tiefgründi-
ges Wissen und Erfahrungen im Umgang mit 

diesen Geräten oder Maschinen besitzen. 
Bei einigen komplexeren Arbeitsmitteln sind 
zur Prüfung auch Messungen notwendig. Die 
zur Prüfung befähigte Person muss dann mit 
den notwendigen Messmittel umgehen und 
die Messungen und Auswertungen beherr-
schen können.

Die Auswahlverantwortung des Arbeitgebers 
entfällt übrigens nicht, wenn er eine externe 
Firma mit der Prüfung beauftragt. 

 Bei der Festlegung der  vom Arbeitgeber 
festzulegenden Prüffristen sind u. a. solche 
Fragen zu berücksichtigen wie:

-	 Wer benutzt das Arbeitsmittel (z. B. ein-
gewiesene und unterwiesene Personen, 
Laien)?

-	 Wie groß ist die Nutzungsintensität?

-	 Wie sind die Umgebungsbedingungen 
(z. B. im Freien, in Räumen, in feuchter 
Umgebung)?

-	 Gibt es Erfahrungswerte über das alters- 
und umgebungsabhängige Verschleiß- 
oder Ausfallverhalten des Arbeitsmittels?

-	 Welcher Personenschaden ist im Ausfall 
oder Fehlfunktionsverhalten des Arbeits-
mittels möglich (Verletzungsschwere, An-
zahl der evtl. betroffenen Personen)?

Mit Hilfe dieser Fragen kann beispielsweise 
unter Nutzung einer Bewertungsmatrix und 
des Ampelmodells eine Lösung gefunden 
werden. Beratend zu den mit der Prüfung 
von Arbeitsmitteln verbundenen Fragen 
kann  dem Arbeitgeber auch seine bestell-
te Fachkraft für Arbeitssicherheit zur Seite 
stehen.

Dr. Helmut Jendro 
stellvertretender Fachbereichsleiter  
Prävention 
Telefon: 03621 777-121 
E-Mail:helmut.jendro@ukt.de  

heitsrates (DVR) im Mai 2015 vom Marktfor-
schungsinstitut Ipsos bei 2.000 Personen 
über 14 Jahren durchgeführt wurde. 

Betrachtet man nur die jüngere Altersgrup-
pe bis 34 Jahre, liegen die Anteile noch weit 
höher: Jeder zweite junge Fußgänger (54 
Prozent) und Radfahrer (46 Prozent) trägt 
im Straßenverkehr regelmäßig oder hin 
und wieder Kopfhörer. Fast ein Drittel der 
Befragten (30 Prozent) sind nach eigenen 
Angaben schon einmal in eine gefährliche 
Situation geraten, weil andere Personen zu 

Fuß oder auf dem Fahrrad Kopfhörer getra-
gen haben. Der DVR weist darauf hin, dass 
eine Beeinträchtigung des Gehörs, wie sie 
durch laute Musik oder Telefongespräche 
über Kopfhörer entstehen kann, durch 
die Straßenverkehrsordnung (StVO) aus-
drücklich verboten ist. Der DVR appelliert 
an alle Verkehrsteilnehmerinnen und Ver-
kehrsteilnehmer, ihre Aufmerksamkeit im 
Straßenverkehr nicht durch Ablenkung oder 
Geräuscheinwirkungen über Kopfhörer zu 
beeinträchtigen.
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Das neue Präventionsge-
setz und Auswirkungen auf 
die gesetzliche Unfallversi-
cherung

Am 25. Juli 2015 ist das Präventionsgesetz in 
Kraft getreten. Dieses Gesetz soll die Grund-
lagen für eine stärkere Zusammenarbeit der 
Sozialversicherungsträger, Länder und Kom-
munen in den Bereichen Prävention und Ge-
sundheitsförderung  für alle Altersgruppen 
und in vielen Lebensbereichen stärken.

Es betrifft in erster Linie die Leistungen der 
gesetzlichen Krankenversicherung (SGB V). 
Mit dem Gesetz verbindet der Gesetzgeber 
folgende Ziele:

•	 Stärkung von Gesundheitsförderung und 
Prävention in Lebenswelten,

•	 Verbesserung der Rahmenbedingungen 
für die betriebliche Gesundheitsförderung 
(BGF) und engere Verknüpfung mit dem 
Arbeitsschutz,

•	 Verbesserung der Kooperation der Sozial-
versicherungsträger und der Koordination 
der Leistungen in Lebenswelten,

•	 Sicherstellung von Qualität und Wirksam-
keit,

•	 Präventionsorientierte Fortentwicklung 
der Leistungen zur Früherkennung von 
Krankheiten und

•	 Förderung des Impfwesens

Für die Krankenkassen wurde im Gesetz für 
das Jahr 2016 ein jährlicher Mindestwert von 
7 € pro versicherte Person für Leistungen 
in Lebenswelten und der Betrieblichen Ge-
sundheitsförderung festgeschrieben.

Um die Ziele zu erreichen, ist neben der 
gesetzlichen Krankenversicherung eine 
Einbindung der gesetzlichen Rentenversi-
cherung, der gesetzlichen Unfallversiche-
rung, der Sozialen Pflegeversicherung und 
auch von Unternehmen der privaten Kran-
kenversicherung erforderlich. Gemeinsam 
sollen sie eine Nationale Präventionsstra-
tegie entwickeln und ihre Umsetzung und 
Fortschreibung im Rahmen einer nationalen 
Präventionskonferenz gewährleisten. Diese 
wird durch ein Präventionsforum beraten, 
welches ähnliche Strukturen wie die Ge-
meinsame Deutsche Arbeitsschutzstrate-
gie (GDA) aufweisen soll.

Die BGF-Maßnahmen der gesetzlichen 
Krankenversicherung sollen künftig auch 
auf spezifische arbeitsbedingte Gesund-
heitsrisiken ausgerichtet sein, um die Un-
fallversicherungsträger noch stärker bei 
ihren Aufgaben zur Verhütung arbeitsbe-
dingter Gesundheitsgefahren zu unterstüt-
zen. Die Krankenkassen können zudem in 
Zukunft auch mit Betriebsärzten Verträge 
über die Durchführung von Schutzimpfun-
gen und Gesundheitsuntersuchungen sowie 
zu Maßnahmen der betrieblichen Gesund-
heitsförderung schließen. Diese müssen in 
Ergänzung zur arbeitsmedizinischen Vorsor-
ge erbracht werden.

Die nationale Präventionsstrategie konzent-
riert sich hauptsächlich auf die Entwicklung 
bundeseinheitlicher, trägerübergreifender 
Rahmenempfehlungen zur Sicherung und 
Weiterentwicklung der Qualität von Präven-
tion und Gesundheitsförderung und zur Zu-
sammenarbeit der für die Prävention in Le-
benswelten und in Betrieben zuständigen 
Träger und Stellen.

Im Februar 2016 wurde die Bundesrahmen-
empfehlungen durch die Nationale Präven-
tionskonferenz verabschiedet. Auf deren 
Basis ist vorgesehen, im Bereich der Län-
derebene Vereinbarungen zwischen den So-
zialversicherungsträgern respektive deren 
Verbände und den Ministerien zu treffen. 
Hierin werden gemeinsame Handlungsfel-
der und Ziele festgelegt, sowie die Koordi-
nierung von Leistungen zwischen den Betei-
ligten und eine Klärung von Zuständigkeiten 
abgestimmt.

Die Ziele der Präventionsstrategie sind eng 
mit den Aktivitäten im Rahmen der GDA Pro-
gramme verbunden. Im Bereich der Lebens-
welten besteht für die gesetzlichen Unfall-
versicherungsträger der öffentlichen Hand 
insbesondere in den Schulen, Kindertages-
einrichtungen und Hochschulen sowie im 
Ehrenamt die Möglichkeit, ihr Präventions-
anliegen auf eine breitere Basis zu stellen. 

Die Unfallkasse Thüringen wird sich im Rah-
men dieses Gesetzes in die nationale Prä-
ventionsstrategie einbringen.

 
Dr. Helmut Jendro 
stellvertretender Fachbereichsleiter  
Prävention 
Telefon: 03621 777-121 
E-Mail:helmut.jendro@ukt.de  

Die Präventionskampagne  
„Kultur der Prävention“ (2017 bis 2026)

„Sicherheit und Gesundheit sind Werte für 
alle Menschen, jede Organisation und die 
Gesellschaft. Sie sollen Gegenstand allen 
Handelns werden. Präventives Handeln ist 
lohnend und sinnstiftend.“

Die Prävention ist neben der Rehabilitation 
und Entschädigung eine Kernaufgabe der 
gesetzlichen Unfallversicherung. Dabei 
werden – im Sinne der gesetzlichen Vorga-
ben einer Prävention „mit allen geeigneten 
Mitteln“ – unterschiedlichste Präventions-
maßnahmen umgesetzt, um Arbeitsunfälle, 
Berufskrankheiten und arbeitsbedingte Ge-
sundheitsgefahren zu verhindern: Sie rei-
chen von der Beratung und Überwachung 
der Betriebe über Qualifizierungsmaßnah-
men bis hin zu Projekten und Präventions-
kampagnen. Das langfristige Ziel ist dabei 
die „Vision Zero“, eine Welt ohne schwere 
und tödliche Arbeits-, Schul- und Wegeun-
fälle.

Es ist circa zwanzig Jahre her, dass im Ar-
beitsschutz in Deutschland erstmals von 

„Präventionskultur“ die Rede war. Neu war, 
dass dem Sicherheitsbewusstsein der Füh-
rungskräfte und der Beschäftigten eine we-
sentliche Bedeutung für den Erfolg von be-
trieblicher Prävention beigemessen wurde.

Inzwischen wird es als lohnend angesehen, 
in Betrieben eine Kultur zu etablieren, wel-
che Aspekte von Sicherheit und Gesund-
heit auf allen Entscheidungs- und Hand-
lungsebenen integriert (siehe hierfür z. B. 
die Europäische Gemeinschaftsstrategie 
für Gesundheit und Sicherheit am Arbeits-
platz 2002–2006). Der Mensch und seine 
sozialen Beziehungen werden in neueren 
Ansätzen der Prävention in den Mittelpunkt 
gestellt, ein umfassender Ansatz verfolgt.

Das Ziel der Kampagne ist es, Sicherheit und 
Gesundheit als Werte für alle Menschen, für 
jede Organisation sowie für die Gesellschaft 
zu thematisieren und im Denken und Han-
deln zu integrieren. Die Verankerung dieser 
Werte in der Bildung, bei der Arbeit und im 
Ehrenamt ist dabei gleichermaßen bedeut-

sam. Die individuelle, organisationale und 
die gesellschaftliche Ebene beeinflussen 
und bedingen sich hierbei wechselseitig; 
keine Ebene ist ohne die jeweils andere 
denkbar.

Die Kampagne richtet sich an Unternehme-
rinnen und Unternehmer, insbesondere von 
kleinen und mittleren Unternehmen, Leitun-
gen von Schlüsselbereichen (z. B. Personal, 
Kommunikation),  Leiterinnen und Leiter von 
öffentlichen Einrichtungen, einschließlich 
Bildungseinrichtungen, Bürgermeisterin-
nen und Bürgermeister, Landrätinnen und 
Landräte, Führungskräfte und natürlich an 
versicherte Personen. Bei dieser Kampag-
ne sind speziell die Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeiter der Berufsgenossenschaften, 
der Unfallkassen und der DGUV selbst eine 
besondere Zielgruppe.

Quelle: Fachkonzept
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Ein schweres Unfallgeschehen oder gar der 
Tod eines Kollegen oder einer Kollegin ist 
immer eine Ausnahmesituation für das ge-
samte Umfeld. Gerade weil es schwer ist, 
die notwendigen Schritte zeitnah zu tun, 
ist es wichtig sich im Vorhinein schon zu 
verinnerlichen, was zu tun ist und welche 
Stellen zu informieren sind. 

Die Rettungskette ist mit Sofortmaßnahmen 
wie Absichern der Unfallstelle und Retten 
aus der Gefahrenzone einzuleiten. Dann 
muss der Notruf in der Regel über die Not-
rufnummer 112 abgesetzt werden. Im An-
schluss an die Sofortmaßnahmen kommen 
die Ersthelfer zum Einsatz mit Wiederbele-
bungsmaßnahmen und gegebenenfalls Sta-

Neuerung! Seit dem 01.04.2015 wird statt 
der Kurse Erste Hilfe für Erzieherinnen und 
Erzieher ein in Inhalt und Zeitdauer bun-
desweit standardisierter Kurs angeboten. 
Nähere Informationen dazu finden sie auf 
den Internetseiten der DGUV. 

UKT gibt Hinweise: Wie ist bei schweren Unfällen, 
Massenunfällen und Todesfällen zu verfahren?

Erste Hilfe in Kindertageseinrichtungen

bilisierung der Opfer. Der Rettungsdienst 
übernimmt nach seinem Eintreffen alles 
Weitere. 

Handelt es sich um Tödliche Unfälle, Mas-
senunfälle und Unfälle mit schwerwiegen-
den Gesundheitsschäden, sind diese so-
fort der Unfallkasse Thüringen zu melden. 
Weiterhin muss der Unfall auch der für den 
Arbeitsschutz zuständigen Landesbehörde 
in Thüringen -dem Thüringer Landesamt für 
Verbraucherschutz mit seinen vier Regio-
nalinspektionen- übermittelt werden. Diese 
Meldung kann per Telefon, Fax oder E-Mail 
erfolgen. 

Nur wenn diese Meldung rechtzeitig erfolgt, 
kann eine Ermittlung des Unfallhergangs 
und der Unfallursache erfolgreich verlau-
fen und entsprechende Präventionsmaß-
nahmen abgeleitet werden.

Die Unfallkasse Thüringen trägt die Kosten 
für die Aus- und Fortbildung der Ersthelfer 
in den Mitgliedsbetrieben und vergibt ent-
sprechende Kostenzusicherungsscheine. 
Weitere Informationen lesen Sie im Artikel 
Erste Hilfe auf den nachfolgenden Seiten.

Dr.-Ing. Klaus Zweiling 
Fachbereichsleiter Prävention  
Telefon: 03621 777-120 
E-Mail: klaus.zweiling@ukt.de 

Die neue Aus- und Fortbildung läuft jetzt 
unter der Bezeichnung „Erste Hilfe in Bil-
dungs- und Betreuungseinrichtungen für 
Kinder“ und umfasst neun Unterrichtsein-
heiten. Der Fokus liegt auf der Vermittlung 
lebensrettender Maßnahmen und einfacher 
Maßnahmen an Erwachsenen und Kindern. 
Da dieser Kurs alle wichtigen Themen bein-
haltet, erfolgen Aus- und Fortbildung nur 
noch durch diesen Kurs. Um den Status als 
Ersthelferin/Ersthelfer zu behalten, muss 
nach zwei Jahren die Erste Hilfe aufgefrischt 
werden. 

Alle Ersthelferinnen/Ersthelfer, die nach 
dem bisherigen Leitfaden geschult wurden, 
behalten ihren Ersthelferstatus bis Ablauf 
der bisher gültigen Zweijahresfrist.

Antragsverfahren

Pro Kindergartengruppe muss mindestens 
eine Erzieherin/ein Erzieher in der Ersten 
Hilfe ausgebildet sein. Die UKT als zustän-
diger Unfallversicherungsträger übernimmt 
die Kosten für alle Erzieherinnen und Erzie-
her bei kommunalen Trägern.

Eine Änderung gibt es für die Übernahme 
der Erste-Hilfe-Fortbildungs-Kosten für Er-
zieherinnen/Erzieher der Kindertagesein-
richtungen freier Träger.

Um Ihnen die Kostenzusicherungen für die 
Schulungen „Erste-Hilfe-Aus- und Fortbil-
dung in Bildungs- und Betreuungseinrich-
tungen für Kinder“ erteilen zu können, be-
nötigen wir folgende Angaben: Anzahl der 
Kindergruppen, Name, Geburtsdatum und 
die Tätigkeit des Ersthelfers in der Einrich-
tung, Training oder Fortbildung. 

Die UKT rechnet die zu übernehmenden Erst-
helferschulungen heraus und erteilt dafür 
die Kostenzusicherungen für Erzieherinnen/
Erzieher. Diese dienen der ausbildenden 
Stelle als Rechnungsbeleg.

Die Ersthelferschulungen, für die seitens der 
UKT keine Kostenzusicherung erteilt wurde, 
rechnet die ausbildende Stelle mit der für 
die Einrichtung zuständigen Berufsgenos-
senschaft (z. B. der BGW) ab.

Um sicherzustellen, dass bei einem Unfall Ers-
te Hilfe geleistet werden kann, ist der Arbeitge-
ber verpflichtet, betriebliche Ersthelferinnen 
und Ersthelfer in folgender Anzahl ausbilden 
zu lassen: 

§ 26 DGUV Vorschrift 1 - Zahl und Ausbildung 
der Ersthelfer 

(1) Der Unternehmer hat dafür zu sorgen, dass 
für die Erste-Hilfe-Leistung Ersthelfer mindes-
tens in folgender Zahl zur Verfügung stehen:

1.  	 Bei 2 bis zu 20 anwesenden Versicher-	
	 ten ein Ersthelfer, 
2.  	 bei mehr als 20 anwesenden Versicher-	
	 ten:  
	 a.) in Verwaltungs- und Handelsbetrie-	
	 ben 5 %, 
	 b.) in sonstigen Betrieben 10 %, 
	 c.) in Kindertageseinrichtungen ein Erst-	
	 helfer je Kindergruppe,  
	 d.) in Hochschulen 10 % der Versicher-	
	 ten nach § 2 Absatz 1 Nummer 1 SGB VII. 

Unter bestimmten Voraussetzungen trägt die 
Unfallkasse Thüringen (UKT) die Kosten für die 
Aus- und Fortbildung. 

Zur Schulung von betrieblichen Ersthelfe-
rinnen und Ersthelfern werden von der UKT 
ausschließlich zwei Kursarten bezahlt: die 
Grundausbildung und die alle zwei Jahre (Aus-
nahme: Lehrer innerhalb von drei Jahren) nöti-
ge Fortbildung, das „Erste-Hilfe-Training“. Die 
Kosten für alle anderen Kurse wie beispiels-
weise „Sofortmaßnahmen am Unfallort“ wer-
den nicht von der UKT übernommen.

Des Weiteren übernimmt die UKT für folgenden 
Personenkreis generell keine Kosten:

•	 Studenten, Promovierende, Doktoranden 
ohne Arbeitsvertrag 
•	 Beamte (Ausnahme Lehrer) 
•	 Schüler, Auszubildende, Praktikanten 
•	 Personen im freiwilligen sozialen bzw. 
ökologischem Jahr (FSJ, FÖS) 
•	 Personen im Bundesfreiwilligendienst 
(Bufdis) 
•	 Honorarkräfte, geringfügig Beschäftigte, 
Saisonkräfte 
•	 Bademeister, Schwimmlehrer 
•	 Personen, die alleine und somit nicht im 
Team tätig sind  
oder sonstige, diesen gleichzusetzenden 
Personen 

Erste Hilfe In drei Schritten zur Erste-Hilfe-Schulung - 
Bitte die Reihenfolge beachten!

1.	 Beantragung der Kostenzusicherungen 
2.	Zusendung der personengebundenen 
Kostenzusicherungen durch die UKT 
3.	Vereinbarung des Schulungstermins mit 
der ermächtigten Stelle

Antragsverfahren

Die Unfallkasse Thüringen trägt die Kosten 
der Schulungen in Erster Hilfe gemäß der zwi-
schen den Unfallversicherungsträgern und der 
Bundesarbeitsgemeinschaft Erste Hilfe be-
schlossenen und ab 01.04.2015 gültigen Re-
vision der Ersten Hilfe. Nähere Informationen 
finden Sie auf den Internetseiten der DGUV. 

Eine Aus- bzw. Fortbildung in Erster Hilfe 
auf Kosten der Unfallkasse Thüringen ist nur 
mit gültigen Original-Kostenzusicherungen 
möglich. So hat man bereits vor der Schulung 
Gewissheit darüber, für wie viele Personen 
die Kosten von uns übernommen werden. 
Die Kostenzusicherungen müssen rechtzeitig 
ca. sechs Wochen vor Kursbeginn angefordert 
werden. Benötigt werden der Name, das Ge-
burtsdatum und die Tätigkeit des jeweiligen 
Teilnehmers.

Dadurch ist sichergestellt, dass die erforderli-
chen Informationen für die Bearbeitung vorlie-
gen. Beachten Sie bei Ihrem Antrag, dass die 
Voraussetzung für eine Erste-Hilfe-Fortbildung 
die Teilnahme an einem Erste-Hilfe-Kurs vor 
zwei Jahren ist (Karenzzeit + ca. acht Wochen). 
Nach Prüfung Ihres Antrags erhalten Sie die 
Kostenzusicherungen mit der Post. Ein Ver-
sand per Fax oder E-Mail ist nicht möglich. 

Die Kostenzusicherungen sind nur im jeweils 
angegebenen Jahr und für die entsprechen-
de Person gültig (Bitte die Hinweise auf dem 
Formular beachten!). Nicht benötigte Kosten-
zusicherungen müssen so schnell wie mög-
lich an die Unfallkasse Thüringen zurückge-
sandt werden, um ggf. anderen Versicherten 
die Schulung zu ermöglichen.

Die Original-Kostenzusicherungen sind (aus-
gefüllt durch den Teilnehmenden) zu Beginn 
des Kurses der ermächtigten Ausbildungsstel-
le zu übergeben. Eine Liste der ermächtigten 
Stellen finden Sie auf den Internetseiten des 
Fachbereichs Erste Hilfe.

Die organisatorische Abwicklung liegt in Ih-
ren Händen. Zusammen mit der ermächtig-
ten Ausbildungsstelle für Erste Hilfe wählen 
Sie einen geeigneten Termin für die Aus- bzw. 
Fortbildung. Die Abrechnung erfolgt zwischen 
der Ausbildungsstelle und uns.

Grundausbildung und Erste-Hilfe-Training dür-
fen nur durch zugelassene Anbieter - den soge-
nannten ermächtigten Stellen - durchgeführt 
werden. Durch die Grundausbildung sollen 
die Teilnehmer in die Lage versetzt werden, 
bei einem Arbeitsunfall im Kollegenkreis al-
les Notwendige und Richtige veranlassen zu 
können. Das Erste-Hilfe-Training bietet neben 
einer Wissensauffrischung auch Raum für op-
tionale Themen wie besondere Verletzungssi-
tuationen oder andere zielgruppenspezifische 
Fragestellungen.

Personen, bei denen Erste Hilfe zum Haupt-
beruf gehört

Seit Inkrafttreten der DGUV Vorschrift 1 im 
November 2014 ist geregelt, dass Personen 
mit medizinischen Qualifikationen als Erst-
helferinnen oder Ersthelfer eingesetzt werden 
können, ohne dass sie eine Erste-Hilfe-Grund-
ausbildung absolviert haben. Voraussetzung 
ist, dass sie über eine sanitäts- oder rettungs-
dienstliche Ausbildung oder eine abgeschlos-
sene Ausbildung in einem Beruf des Gesund-
heitswesens verfügen. Die UKT übernimmt in 
diesem Fall keine Kosten für Ersthelferschu-
lungen.

Sofern solche Personen mit medizinischer 
Qualifikation regelmäßig Erste-Hilfe-Maß-
nahmen durchführen oder sich anders fort-
bilden, müssen sie auch keine weiteren Erste-
Hilfe-Trainings besuchen. Der Unternehmer 
hat sich Nachweise über die entsprechende 
Fortbil-dung vorlegen zu lassen.

Die DGUV Regel 100-001 präzisiert derzeit wie 
folgt, bei welchem Personenkreis Erste Hilfe 
zum Hauptberuf gehört: 

„Personen mit sanitätsdienstlicher/rettungs-
dienstlicher Qualifikation sind insbesondere 
Rettungshelfer, Rettungssanitäter, Rettungs-
assistenten.

Berufe des Gesundheitswesens sind insbe-
sondere Krankenschwestern, Krankenpfle-
ger, Kinderkrankenschwestern, Kinderkran-
kenpfleger, Hebammen, Entbindungspfleger, 
Krankenpflegehelfer, Altenpfleger, Arzthelfer, 
Medizinische Bademeister, Physiotherapeu-
ten, Schwesternhelfer, Pflegediensthelfer, 
Fach​angestellte für Bäderbetriebe. Approbier-
te Ärzte bzw. Zahnärzte können als aus- und 
fortgebildete Ersthelfer angesehen werden.“

Zu beachten ist auch: Sollen die Grundausbil-
dung oder das Erste-Hilfe-Training im Rahmen 
einer Berufsausbildung oder sonstigen beruf-
lichen Qualifikationsmaßnahme absolviert 
werden, ist eine Kostenübernahme durch die 
UKT nicht möglich.
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Neues aus der UKTNeues aus der UKT

Seit dem 10. Juli 2015 können die Mitarbei-
terinnen und Mitarbeiter der Unfallkasse die 
Informations- und Wissensplattform Reha 
und Entschädigung – INWI-RuE der Berufs-
genossenschaft Handel und Warenlogistik 
nutzen. 

Die Plattform wurde ins Intranet der Un-
fallkasse integriert. Auf der gemeinsam 
genutzten Wissensplattform BGHW-INWI 
haben die Mitarbeiterinnen und Mitarbei-
ter der BGHW ihr Erfahrungs- und Exper-
tenwissen gebündelt und einer intuitiven 
Navigationsstruktur (Wissenslandkarte) 
zugeordnet. Damit wurde eine intelligen-
te Verknüpfung (semantische Netze) von 
zahlreichen praxisrelevanten Inhalten und 
Wissensquellen, welche alle Mitarbeiter/

Kooperation mit der BG für Handel und Warenlogistik 
(BGHW) beim Informations- und Wissenstransfer

innen des Leistungsbereichs von Unfallver-
sicherungsträgern intuitiv nutzen können, 
verwirklicht. Die Bearbeiterinnen und Bear-
beiter können gezielt nach Themengebieten 
und Bearbeitungsbeständen recherchieren, 
um konkrete Handlungs- bzw. Prozessinfor-
mationen zu erhalten. 

Darüber hinaus wird mit der Plattform der In-
formationsflut begegnet, unter welcher alle 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der gesetz-
lichen Unfallversicherung leiden. So werden 
z. B. neue Informationen (Rundschreiben, 
Urteile etc.) gefiltert und relevante Informa-
tionen für die Bearbeiter auf der Informa-
tionsplattform effizient (komprimiert, op-
tisch aufbereitet) sowie aufgabenbezogen 
zur Verfügung gestellt. Alle Mitarbeiterinnen 

und Mitarbeiter des Leistungsbereichs der 
beiden Träger erhalten aus der Flut von In-
formationen nur noch diejenigen, die sie 
tatsächlich betreffen. Ferner können die 
Bearbeiterinnen und Bearbeiter die neuen 
Arbeitsinformationen schnell und einfach 
aufnehmen.

Marco Peters 
Fachbereichsleiter Verwaltung 
Telefon: 03621 777-320 
E-Mail: marco.peters@ukt.de

Der 25. Februar 1991 wurde für mich zum 
Schicksalstag.

Auf dem Weg zur Schule rutschte ich auf 
Glatteis aus. Der gestreute Rollsplitt bremste 
mein rechtes Bein stark ab und mein Bein 
stand neben dem Fuß. Ein Bruch des rech-
ten Innenknöchels, des Außenknöchels, des 
Schienbeines und des Wadenbeines waren 
das Resultat. Gerissene Bänder und Sehnen 
ergänzten das Ganze.

Im Krankenhaus stimmte mich mein gren-
zenloser Optimismus positiv. Sehr schnell 
wurde mir von den Ärzten klar gemacht, dass 
diese Behandlung länger dauern wird. Nur 
wie lange, sagte niemand. Wer gibt schon 
Prognosen ab? Dieser Fußbruch brachte 
mir den Rollstuhl ein. Eine viereinhalbjäh-
rige, fast ununterbrochene Krankenhaus-
behandlung schloss sich an. Fünfeinhalb 
Jahre Krankschreibung das traurige Resultat.

In einem Unfallkrankenhaus wurde alles ge-
tan, um mein Bein zu retten. Die erste Ampu-
tation im unteren Drittel des rechten Unter-
schenkels führte zu einer Nachamputation. 
Drei Monate nach der Amputation bin ich 
mit Prothese Ski gefahren. Nur hat sich nicht 
wie erwartet die Muskulatur aufgebaut, son-
dern die Deckung über dem Knochen ver-

Ob Arbeitnehmer oder Schüler – jeder Versi-
cherte der Unfallkasse Thüringen soll nach 
einem Unfall bestmöglich versorgt werden 
und möglichst rasch wieder in den Ar-
beitsalltag oder in die Schule zurückkehren. 

Doch nicht immer läuft alles glatt: Gründe 
können besonders komplizierte Verletzun-
gen genauso wie Komplikationen beim Hei-
lungsverlauf sein. Manchmal erschweren 
sogenannte Kontextfaktoren wie familiä-
re Probleme, finanzielle Sorgen oder das 
Wohnumfeld den Genesungsprozess. 

Mit dem im März 2014 fortentwickelten Re-
hamanagement geht die Unfallkasse Thü-
ringen gezielt auf solche Probleme ein und 
setzt damit gleichzeitig die Ziele des Spit-
zenverbandes Deutsche Gesetzliche Unfall-
versicherung (DGUV) um, bundesweit ein-
heitliche Qualitätsstandards zu entwickeln. 

Nicht allein die Verletzungsart entscheidet 
darüber, ob ein Fall ins Rehamanagement 

Ein Unfall mit dramatischen Folgen Umsetzung des Rehamanagements in der  
Unfallkasse Thüringen

schwand. Es mußte erneut unterhalb des 
Knies amputiert werden. Damit nicht genug, 
bekam ich eine Infektion in der Wade, was 
zur Amputation im Kniegelenk führte. Auf 
Grund von sehr starken Verkrampfungen 
bekam ich das Mittel Botulinustoxin A ge-
spritzt. Bei mir führte dies zu einer Lähmung 
der linken Körperhälfte. Durch intensive 
Physiotherapie bildete sich die Lähmung 
teilweise zurück. Im linken Bein blieb sie 
bis heute. Der Rollstuhl ist seit dem mein 
liebster Begleiter. 

Nichts desto trotz habe ich 1996 wieder als 
Lehrerin zu arbeiten angefangen. Ich wurde 
Vorsitzende unseres Sportvereins und trai-
nierte mit den Schülern. Dies führte dazu, 
dass ich mich im Leistungssport etablier-
te und an nationalen und internationalen 
Wettkämpfen in der Leichtathletik (Kugel-
stoßen, Diskus und Speerwerfen) teilnahm. 
Dies sollte sich später noch als sehr nütz-
lich erweisen.

Mehrer Aufenthalte in Rehakliniken voll-
brachten keine Wunder. Immer wiederkeh-
rende sehr starke Schmerzen im Stumpfbe-
reich habe ich bis heute und nehme sehr 
starke Schmerzmittel. Irgendwie muss man 
ja sein Leben in die Reihe bekommen. Die 
Versorgung mit Prothese rechts und Schiene 
links gestalteten sich sehr unterschiedlich 
mit dem Erfolg, dass ich nie richtig laufen 
konnte. 

Die Unfallkasse Thüringen schickte mich im 
Mai 2015 in die Rehaklinik Raupennest in Al-
tenberg in Sachsen. Dieser Aufenthalt sollte 
mein Schicksal nachhaltig beeinflussen.

Der Chefarzt Dr. Steinfeld und die Firma Seif-
fert - Orthopädische Versorgung – in Bad 
Krozingen arbeiten eng miteinander an der 
Versorgung von Poliospätfolgen. Die Versor-
gung der Polio-Patienten mit Schienen und 
anderen Hilfsmitteln sollten auch für mich 
von Interesse sein. Die entsprechenden Mit-
arbeiter schauten sich meine Situation an 
und beschlossen ein Experiment. Es wurde 
eine neue Prothese rechts mit einem der 
neuesten Kniegelenke und eine C - Brace - 
Schiene im Versuch als Probemodell ange-
fertigt. Einige Fahrten nach Bad Krozingen 
zum Einstellen und programmieren der Ge-
lenke und einige Übungstage in Altenberg 

brachten den Durchbruch. Ich kam gut mit 
beiden Teilen klar, konnte zum ersten Mal 
seit 20 Jahren eine Treppe runter gehen und 
ca. 100 m mit Unterarmstützen laufen. Hier 
komme ich wieder auf meine sportliche Tä-
tigkeit zurück. Hätte ich nicht soviel trainiert, 
wäre meine Oberkörperstabilität nicht so 
gut gewesen und ein Laufen kaum möglich.

Durch die Entscheidung der Unfallkasse, mir 
dies alles zu bewilligen, ist für mich nun ein 
Blick in den Kochtopf und nicht nur davor, 
möglich. Im häuslichen Umfeld bin ich viel 
flexibler und draußen kann ich mich ganz 
anders bewegen. Der Rollstuhl bleibt auch 
weiter mein Begleiter, aber immer öfter kann 
ich diesen auch mal in die Ecke stellen. Ich 
werde die Klinik in Altenberg zu weiteren 
Übungen und Festigungen besuchen und 
bin gerne bereit meine Erfahrungen wei-
terzugeben.

Vielen Dank an alle für diese Möglichkeiten.

Barbara Kerschner aus Suhl

übernommen wird, sondern ebenso das 
Ziel, auch schwierige Fälle möglichst rasch 
wieder einzugliedern. 

Die dafür notwendigen Entscheidungen 
müssen zügig getroffen werden. Die zwei 
Rehamanagerinnen unseres Hauses neh-
men Kontakt zu den Versicherten auf, steu-
ern das Heilverfahren, tauschen sich mit Me-
dizinern aus und knüpfen therapeutische 
Netzwerke. Hierfür ist ein kurzer Draht so-
wohl zu den Versicherten als auch zu den 
Medizinern und Therapeuten erforderlich. 
Deshalb bauen sie zu den Experten in den 
Krankenhäusern und therapeutischen Ein-
richtungen nach und nach persönliche Kon-
takte auf. So fällt es beiden Seiten leichter, 
schnell zum Telefon zu greifen, um Details 
zu besprechen. Der Austausch per Post dau-
ert oft zu lange. Dasselbe gilt auch für das 
Verhältnis zu den Versicherten. Durch den 
persönlichen Kontakt sind die Rehamana-
gerinnen für sie Ansprechpartner, denen sie 
vertrauen. Jeder weiß, an wen er sich wen-

den muss. Durch dieses enge Verhältnis zu 
allen Beteiligten ist es auch oft einfacher, 
sogenannte Kontextfaktoren einzuschätzen. 

Der Reha-Plan, der gemeinsam mit Ärzten 
und Patienten als Fahrplan des Heilverfah-
rens erstellt wird, schafft Transparenz und 
Verbindlichkeit für alle Seiten. 

Durch die professionelle Begleitung können 
die Versicherten schneller wieder in die Ar-
beit und den Alltag zurückkehren. 

Innovatives Rehamanagement lohnt sich. 
Es verknüpft Qualität und Wirtschaftlichkeit 
passgenau miteinander. Versicherte, Un-
ternehmen und Beitragszahler profitieren 
nämlich gleichermaßen durch das gezielte 
Steuern schwieriger Fälle und die kürzeren 
Ausfallzeiten. 

Lars Eggert 
Fachbereichsleiter Leistungen und Recht 
Telefon: 03621 777-200 
E-Mail: lars.eggert@ukt.de
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Mitteilungen INFA 1/2016 - Druckschriften
 
Hinweis: Alle Druckschriften können Sie unter www.ukt.de (Menüpunkt: Service >> Infomaterial) einsehen und herunter-
laden oder bei der Unfallkasse Thüringen bestellen.

Die staatlichen Gesetze, Verordnungen und Regeln etc. können Sie bei der Bundesanstalt  für Arbeitsschutz und Arbeits-
medizin unter www.BAuA.de einsehen und ggf. herunterladen.
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Allgemeine Unfallversicherung

DGUV Information 203-084 
„Umgang mit Wäsche aus  

Bereichen mit erhöhter  
Infektionsgefährdung“

Allgemeine Unfallversicherung

DGUV Information 201-056  
„Planungsgrundlagen von 

Anschlagseinrichtungen auf 
Dächern“

Allgemeine Unfallversicherung

DGUV Grundsatz 312-001  
„Anforderungen an Ausbildende und Ausbildungsstätten zur 

Durchführung von Unterweisungen mit praktischen Übungen bei 
Benutzung von PSA gegen Absturz und Rettungsausrüstungen“

Allgemeine Unfallversicherung

DGUV Information 207-016  
„Neu- und Umbauplanung im 

Krankenhaus unter  
Gesichtspunkten des  

Arbeitsschutzes“

Allgemeine Unfallversicherung

DGUV Information 215-410  
„Bildschirm- und  

Büroarbeitsplätze, Leitfaden für 
die Gestaltung“

Allgemeine Unfallversicherung

DGUV Information 203-080  
„Montage und Instandhaltung 

von Photovoltaik-Anlagen“ 

Allgemeine Unfallversicherung

DGUV Information 201-054  
„Dach-, Zimmerer- und  

Holzbauarbeiten“

Allgemeine Unfallversicherung

DGUV Information 207-023  
„Prüfliste für Chlorungseinrich-
tungen unter Verwendung von 

Chlorgas und deren  
Aufstellungsräume in Bädern“

Allgemeine Unfallversicherung

DGUV Information 213-040  
„Gefahrstoffe bei der  

Aufbereitung von Schwimm- und  
Badebeckenwasser“

Allgemeine Unfallversicherung

DGUV Information 207-006 
„Bodenbeläge für nassbelastete 

Barfußbereiche“

Allgemeine Unfallversicherung

DGUV Information 201-058  
„Einsatz von Schutznetzen  

(Sicherheitsnetzen)“

Allgemeine Unfallversicherung

DGUV Information 211-040  
„Einsatz mobiler Informations- 

und Kommunikationstechnologie 
an Arbeitsplätzen - Technische 

Rahmenkriterien“

Allgemeine Unfallversicherung

DGUV Information 250-010 
„Eignungsuntersuchungen in der 

betrieblichen Praxis“

Mitteilungsblatt Nr. 16 vom April 2016

1. Bekanntmachung der Prüfungsordnung I für Aufsichtspersonen mit Hochschulqualifikation (PO I) nach § 18 Abs. 5 SGB VII

1.1 Inkrafttreten der Prüfungsordnung I für Aufsichtspersonen mit Hochschulqualifikation   (PO I)

Die Vertreterversammlung der Unfallkasse Thüringen hat in ihrer Sitzung am 18. November 2015 das Inkrafttreten der Prüfungsord-
nung I für Aufsichtspersonen mit Hochschulqualifikation (PO I) beschlossen. Das Thüringer Ministerium für Arbeit, Soziales, Ge-
sundheit, Familie und Frauen (TMASGFF) hat mit Schreiben vom 29.01.2016 das Inkrafttreten genehmigt (Aktenzeichen des  
Genehmigungsschreibens: 54-6114/2-2-4262/2016)

Die Prüfungsordnung tritt am 1. Januar 2016 in Kraft. Gleichzeitig tritt die Prüfungsordnung nach § 18 SGB VII vom 02.12.2010  
außer Kraft.

 
Renate Müller 
Geschäftsführerin

Mitteilungen



mit freundlicher Unterstützung der Unfallkasse Thüringen

Messe Erfurt17. April

    10 -18 Uhr   www.kinder-kult.eu

Erlebnistag 
für die ganze 

Familie


